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2. Jahrgang.

Die Zenſur im Abgeordnetenhauſe.
Der Reichstag in Hamburg.

J. K. 175 Reichstagsabgeordnete, darunter zahlreiche Mit
glieder der ſozialdemokratiſchen Fraktion, ſind nach Hamburg
gefahren, um ſich über die Wünſche der Stadt und des dortigen
Handels unterrichten zu laſſen. Ein Großreeder, ein Bankherr
und ein Großhändler haben ihnen auseinanderzuſetzen geſucht,
daß die Hauptſache für den Wiederaufbau der deutſchen Wirt
ſchaft nach dem Kriege Elaſtizität, vollſtändige Bewegungs-
freiheit des Handels und der Schiffahrt, Beſeitigung aller
ſtaatlichen Zwangsvorſchriften ſei. Und der Reichstagsvize-
präſident Dove hat den Hamburger Kapitalsintereſſenten ver
ſprochen, der Reichstag werde gegen den wirtſchaftlichen Be

zerungszuſtand kämpfen wie gegen den politiſchen. Ueber
wältigend K Erfolge hat der Kampf des Reichstages für
die politiſche Freiheit bisher nicht gebracht; wir hoffen ſehr,
daß ſeine Kriegserklärung gegen die wirtſchaftliche Ordnung
noch viel wirkungsloſer bleibt, aber wir fürchten bei der Stärke
kapitaliſtiſcher Einflüſſe das Gegenteil.
Der Reichstag möge auf ſeiner Hut ſein! Honigfüß wiſſen
ihn die in der Kunſt der Menſchenbehandlung erfahrenen Nach
kommen der alten Pfefferſäcke vorzureden, welch herrlichen
Zeiten ſie das deutſche Volk entgegen führten, wenn man
nur die Ballin und Wark r halten und walten ließen.
Sng wiſchen ſteigen auf usſ ht hin die Kur der Sch
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davon ab, daß man mit Reichsgeld n Schiffs
raum bereitſtelle, um die Rohſtoffeinfuhr bei
beſchleunigen. Jetzt handelt es ſich um die Frage, wer den
Schiffsraum bewirtſchaften ſoll, das Reich oder der Privat
kapitaliſt. Jetzt auf einmal erklären dieſelben Reeder, Schiffe
habe man mehr wie genug, nur der Rohſtoff in der ganzen
Welt ſei knapp und den könne nur die Findigkeit des Kauf
manns aufſpüren; darum ſei jede ſtaatliche Bewirtſchaftung
des Schiffsraums ganz verfehlt. Der Widerſpruch iſt auf
dringlich plump. Wird der Reichstag den kühnen Hamburger
Spekulanten wieder glauben, wie er ihnen beim Geſetz über
die Handelsflotte geglaubt hat?

Während des Krieges hat das Jnduſtriekapital und teil
weiſe auch der Binnenhandel ungeheure Gewinne eingeſtrichen.
e n Krieg wollen das Schiffahrtskapital und der Außen
handel ſich ebenſo bereichern wie ihre glücklichen kriegsgewinn-
lichen Brüder. Und wieder ſoll das deutſche Volk die Koſten
tragen. „Wir müſſen durch das Fegefeuer der freien Preis
bildung hindurch,“ ruft Herr Max Warburg dem Reichs
tag zu. Wir danken ſchön! Gebranntes Kind ſcheut das Feuer.
Wir haben uns in der Hölle des Preiswuchers der erſten
Kriegsmonate die Finger gehörig verbrannt, daß wir nach
dem Fegefeuer des Nachkriegswuchers keinerlei Verlangen
tragen. Unſchuldig wie ein Lamm und harmlos wie ein
Kanarienvogel fragt der alte Fuchs Ballin, warum denn
die Regierung dem deutſchen Volke das in allen Schichten
und Berufsſtänden ſo großes geleiſtet habe, Mißtrauen ent
gegenbringe und es nicht frei wirtſchaften laſſen wolle. Ganz
Deutſchland hat in dieſem Kriege wirklich Ungeheures ge
litten und geleiſtet, aber die Kapitäne der freien Wirtſchaft
haben nur gewuchert, und ohne die ſtaatliche Ordnung der
Kriegswirtſchaft wären wir längſt am Ende. Gerade im Jrtter
eſſe des deutſchen Volkes, das gekämpft hat, muß die Frei-
heit des Spekulantentums rückſichtslos unterdrückt werden.
Auf die Freiheitsphraſen der Profitjäger darf das deutſche
t S viel weniger hineinfallen, als auf die des Herrn

Die Zukunft der Wirtſchaft läßt ſich natürlich ohne Kennt
gis des Kriegsausgangs mit voller Sicherheit nicht be
ſtimmen. Gegenwärtig iſt die Welt wieder einmal voller
Friedensilluſionen. Unkontrollierbare Hindenburgworte wer
den kolportiert, und die politiſchen Auswirkungen der bis
herigen deutſchen Waffenerfolge im Weſten maßlos über-
wertet. Jn Wahrheit läßt ſich das Kriegsende heute noch
genau ſo wenig abſehen, wie am 21. März. dazu bedürfte es
noch ganz anderer Schläge und Erfolge. Man kann ſich des
halb den Ausgang des Krieges und die Friedensbedingungen
noch nicht recht vorſtellen. Wenn z. B. Dernburg im
Berhiner Tageblatt die Möglichkeit erörtert, daß der Friede
eine internationale Weltorganiſation brißzgt, die alle Roh
ſtoffe nach Bedürfnis und Gerechtigkeit quf die einzelnen
Länder verteilt. Aber viel wahrſcheinlicher iſt doch, daß wie
e nach dem Krieg jeder zunächſt ſelbſt ſatt zu werden

und nur den Ueberſchuß im Austauſch abgibt. Dann
wir noch und vielleicht in jedem Falle Jahre

ter Knappheit an Lebensmitteln, Faſerſtoffen, Gummi,
Sparmetall uſw. vor uns. Nur ſtrengſte ſtaatlicheOrganiſation des ganzen Außenhandels und der geſam

ten Einfuhr, nur planmäßige Verteilung der knappen vor
handenen Mengen kann dann maßloſe Preistreibereien und
Wirtſchaftskriſen verhindern, die ſozial und politiſch ver
heerend wirken müßten.

Der Sozialdemokratie iſt die Richtung vorgeſchrieben.
Scheidemanns meiſterhaftes Würzburger Referat erledigt für
uns dieſe Fragen grundſätzlich: Wir ſtehen für die Staatswirt-
ſchaft gegen die „Freiheit“, gegen Willkür und Anarchie des
Privatkapitals.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
162. Sitzung, Dienstag, 18. Juni, vorm. 10 Uhr.

Am Miniſtertiſch: Dr. Drews, Hergt.
Der Geſetzentwurf über die Dortmunder Stadterweiterung wird

ohne Erörterung in zweiter und dritter Leſung angenommen.
Der Geſetzentwurf über die Erhöhung der Eiſenbahnfahrkarten bei

Dienſtreiſen der Statsbeamten ſieht eine Erhöhung der Kilometer
gelder vor. Der Ausſchuß hat einzelne Sätze erhöht und beantragt
eine Staffelung nach Rangklaſſen bis zu 75 Proz.

Der Geſetzentwurf wird in zweiter und dritter Leſung ange-
nommen.

Es folgt ein Antrag des Abg. Dr. Arendt auf Erhöhung des
Grundkapitals der preußiſchen Genoſſenſchaftskaſſe um 100 Millionen
Mark. Der Ausſchuß beantragt nur 75 Millionen zu bewilligen, ein
freikonſervativer Antrag nur 50 Millionen.

miniſter Dr. Hergt: Die Regierung kann einer r
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Abg. Linz (Zentr.): Die Auffeſung des Miniſters über die Gren
zen der politiſchen Betätigung der Beamten halte ich für korrekt. Jm
allgemeinen wünſchen wir keine ſchärfere Handhabung der Polizei, na
mentlich nicht gegenüber der Jugend. Der Redner verbreitet ſich dann,
im einzelnen unverſtändlich, über die Grundſätze der Verfaſſungsreform.

Abg. Braun (Soz.):
Verſchiedene Redner haben geklagt, daß unſere öffentliche Sicher

heit immer mehr im Schwinden iſt. Tatſächlich ſehen wir einen er
r Zuſtand der öffentlichen Moral. Es wird hingewieſen auf
e zahlloſen Eiſenbahndiebſtähle und auf die ſteigende Kriminalität der

Jugendlichen. Nach einer amtlichen Statiſtik ſind in Preußen vomL Thiober 1916 bis zum 30. November 1917 nicht weniger als 487 726
Vergehen gegen die Lebensmittelvorſchriften abgeurteilt worden, wobei
nur die allerwenigſten Sünder gegriffen werden. Der Anreiz des Er
werbsſinns iſt durch den Krieg in einem Maße gefördert worden, daß
die Gewinnſucht ſich über alle Schranken hinwegſetzt. (Sehr richtig!
b. d. Soz.) Auf allen Gebieten herrſcht der Wucher. Eine betrügeriſche
Kriegsgewinnmacherei wie bei den Daimlerwerken iſt keine Ausnahme.
Selbſt öffentliche Körperſchaften haben ſich dem Drang nach dem Ver
dienen nicht entziehen können. Die Sucht nach Profit hat alle Volks
kreiſe ergriff und ſetzt ſich über alle Schranken hinweg. Die Ver-
brechen zeigen die verwildernde Wirkung des Krieges, den gewiſſe Phan
taſten ein Stahlbad und einen Jungbrunnen nannten. Opferſinn und
Vaterlandsliebe ſind heute vielleicht nur noch draußen im Schützengraben
anzutreffen, aber ſchon in der Etappe hebt die Gewinnſucht das Haupt
um ſich mit jedem Meter Entfernung zur abſtoßendſten Profitgier zu
verſtärken. Solange der Krieg dauert, wird das nur immer ſchlechter
werden. Wenn dazu noch die kriegsverlängernde wüſte Propaganda der
Vaterlandspartei kommt und die Ablehnung des gleichen Wahlrechts,
dann braucht man ſich nicht zu wundern, wenn in den arbeilenden
Maſſen die h wird, die im Januar in dem großen
Streik zum Ausbruch Als ich im Ausſchuß über den Streik ſprach,
wurde der Preſſe verboten, meine Ausführungen wiederzugeben.

ie
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Zenſur
wirkt geradezu wie ein Zwang zur Unwahrhaftigkeit und Heuchelei, in
dem man Tatſachen unterdrüdt, täuſcht man die Oeffentlichkeit. Medi-

iniſchen Fachblättern wurde die Aufnahme von Artikeln des Salvarbat r. Dreuw verboten. (Hört, hört! b. d. Soz.) Einer
eitung für naturgemäße Heilweiſe iſt der Abdruck einer Petition ver-

boten worden, die in einer Reihe Tageszeitungen bereits er
en war und die ſich gegen eine Beſtimmung des Geſetzentwurfs zur

ekämpfung der Geſchlechtskrankheiten richtete. Irgend ein Zenſur
leutnant bei irgend einem Generalkommando fängt plötzlich an, die Wiſ-
ſenſchaft zu korrigieren. Das Oberkommando in den Marken hat am
2. März 1918 die Veröffentlichung von Quittungen über Geldſendungen
von Heeresangehörigen zur Förderung politiſcher Zwecke verboten. Es
ſoll eben der Eindruck von der Stimmung an der Front, den uns kürz-
ich Graf Spee ſuggerieren wollte, nicht durch Quittungen geſtört wer
den, die beweiſen, wie viele Soldaten aus dem Felde zu dem ſozial
demokratiſchen Fonds zur Förderung des Friedens und des Kampfs für
das gleiche Wahlrecht beitragen. (Sehr gut! b. d. Soz.) Der kom
mandierende General in Steitin ſcheint durchaus von alldeutſchkonſer
vativem Parteifanatismus befangen zu ſein. Der Stettiner Volksbote
hat darunter außerordentlich zu leiden. Er wurde für drei Tage ver-
boten wegen eines Artikels, der in zahlreichen Zeitungen ungehindert
abgedruckt worden iſt. Wegen einer aus der Kölniſchen Zeitung
ab gedruckten Notiz über die deutſche Prirzenausfuhr wurde das
Blatt abermals verboten, weil es die monarchiſche Auffaſſung ſchwer

habe. Und als das Blatt nunmehr erklärte, es werde in Zuverletzt rkunſt noch vorſichtiger ſein müſſen und die Leſer aufforderte, dem Blatte
treu zu bleiben, wurde das Blatt unter Vorzenſur geſtellt. Alles, was
der konſervativen Partei, der Vaterlandspartei und den Annexioniſten
er iſt, wird dort herausgeſtrichen. Der Redner führt einige
Beiſpiele dafür an. Auf der andern e darf in der konſervativen

um nicht jeht einen geri

der Kreuzztg. die Arbeitermaſſen, die das gleiche Wahlrecht haben wol
len, dem Geſindel gleichgeſtellt werden. Jn Königsberg verwarnt der
alldeutſch nationalliberale Zenſor unſern Parteiredakteur, wenn er die
Allgemeine Zeitung zu ſehr angreife, zu der der Zenſor nicht nur in
politiſchen, ſondern auch in ſonſtigen Beziehungen ſteht. Und ſchließlich
wurde das Blatt wegen eines Artikels cher die nationalliberalen
Pluralwahlrechtsmacher auf, drei Tage verboten. Das Verbot wurde
auch darauf geſtützt, daß das Blatt eine Aufforderung veröffentlicht
hatte, der ſozialdemokratiſchen Partei der Vaterlandspartei zum Trotz
beizutreten. (Hört, hört! links.) Die Vaterlandspartei kann ſich au
allen anderen politiſchen Richtungen gegenüber die weiteſtgehenden Ver
dächtigungen erlauben; ſie kann die Anhänger des Verſtändigungsfrie
dens als mit anglo-amerikaniſchem Gelde beſtochen hinſtellen. Jmmer
wieder kehrt dieſe infame Verleumdung wieder. Jn konſer
vativen Werbeſchriften aber wird gar noch behauptet, bei uns werde
aach den Wünſchen der Sozialdemokratie regiert! (Lachen links.)

Was die politiſche Betätigung der Beamten anbe-
langt, ſo ſind wir natürlich für vollkommene Freiheit der Beamten in
dieſer Beziehung. Wir können uns daher ſogar den gegen den Miß
brauch der Dienſtgewalt zugunſten der r Er
laß des Miniſters nicht ganz zu eigen machen. r halten die ganze
Einrichtung der politiſchen Beamten für eine ſehr unglückliche.
Auf dem Gebiete des Vereins und Verſammlungsrechts ſind
in der erſten Zeit des Krieges die kleinlichen polizeilichen Schikanen
etwas zurückgetreten, aber mehr und mehr treten ſie wieder auf.
Ein vertraulicher Erlaß des Regierungspräſidenten in Oppeln
ſpricht von der Werbetätigkeit der ſozialdemokratiſchen Berg
arbeiterverbände und der polniſchen Beruzsvereinigung. Es wird
geſagt, es ſei zweifelhaft, ob man jetzt gegen die ſogialdemokrati
ger „Organiſationen. e der polniſchen Vereinigung
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reren h9 s J r1 Austrag herbeizuführen. (Hört,hört! b. d. Soz. und Polen.) Die Kriegervereine ſind jetzt beſtrebt,
die Kriegsteilnehmer und Kriegsbeſchädigten einzufangen; ſieſuchen das verlorene Gelände zurückzugewinnen und die Sufe der

Behörden dafür zu erhalten. Zwar hat man den Ausſchluß der
Sozialdemokraten aufgehoben, aber man hat eine Formel gefunden,
mit der man in Zukunft alle ſozialdemokratiſchen Mitglieder doch
wieder ausſchließen kann und wird. Die Kriegervereine werden
und ſollen in Zukunft Sturmkolonnen der konſervativen Partei
ſein. Zu Verſammlungen der Vaterlandspartei aber werden die
Soldaten kompanieweiſe kommandiert. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Die Polizeiverwaltung in Ragnid in Oſtpreußen verlangte zur Ge
nehmigung einer r Verſammlung über Verſtän
digungsfrieden, Wahlrecht und Sozialdemokratie die Einreichung
des Manuſkripts der Rede. An dieſem wurden dann Aenderungen
und Streichungen vorgenommen und ſchließlich wurde zwar dieVerſammlung genehmigt, aber die Verbreitung von Sinne
dazu verboten. (Hört, hört! b. d. Soz.) Jn Oberſchleſien werden
zwar Vereinsverſammlungen geſtattet, aber politiſche Angelegen-
heiten dürfen nicht beſprochen werden. Oeffentliche Wahlrechts
verſammlungen werden vielfach verboten, ich ſelbſt durfte vor
8 Tagen in Magdeburg nicht über die Wahlrechtefrage ſprechen.
So manche Organe der Regierung laſſen ſich zu willenloſen Hand
langern der militäriſchen Willkürherrſchaft herabwürdigen. Dieſe
empörenden Vorgänge erregen eine Erbitterung, die für unſern
Vaterland die größte Gefahr bedeutet. Das Gefühl der Recht-
loſigkeit wird dadurch immer mehr und mehr vergrößert. Vor
einiger Zeit ſagte v. Oldenburg: Wenn in Preußen das gleiche
Wahlrecht eingeführt wird, haben wir den Krieg verloren. Das
Dreiklaſſenſyſtem ſteht den Junkern viel höher als das Vaterland;
ſie würden lieber eine Niederlage im Krieg in den Kauf nehmen,
als daß das Dreiklaſſenwahlrecht beſeitigt wird. Auch vor 100 Jah-
ren erklärte ein r Junker: Lieber 10 Schlachten von
Jena als ein Oktoberedikt (das die preußiſchen Bauern von der
Leibeigenſchaft befreite). Das von Jhnen beſchloſſene Wahlrecht
J praktiſch undurchführbar. Sie benutzen es als h

ahltrick, mit dem Sie glauben, bei der bevorſtehenden Neuwahl
Geſchäfte machen zu können. (Sehr richtig! b. d. Sos.) Jch fordere
die Regierung auf, durch baldigſte Auflöſung des Hauſes dafür zu
ſorgen, daß die große Mehrheit des Volkes ihren Willen zum Aus-
druck bringen kann. Die dumpfe Ruhe im Volke kann ſehr leicht
in verzweifelte Ausbrüche umſchlagen. Muten Sie dem Volke nicht
zuviel zu. Seien ſie gewarnt; die Regierung und diejenigen, die
ihre Vorherrſchaft und Kapitalintereſſen über das Wohl des Lan-
des und des Volkes ſetzen. (Beifall b. d. Sog.)

Präſident Graf v. SchwerinLöwitz rügt die Worte des Vor
redners, daß ſeine Ausführungen im Ausſchuß dem Oberkommando
durch einen Spitzel übermittelt worden ſeien. Dies ſei eine
ſchwere Beleidigung entweder von Abgeordneten oder von Regie
rungsvertretern.Miniſter des Jnnern Dr. Drews: Die Zenſur liegt nicht in
der Hand der Zivilbehörden, ſondern ausſchließlich der Militär
behörden. Jch habe keinen Einfluß darauf. Beſchwerden gehören
in den Reichstag vor den Kriegsminiſter. Der Miniſter beſpricht
dann die Regelung des Verſammlungsweſens im Kriege Oeffent
liche politiſche Verſammlungen werden in der Kriegszeit überhaupt
nicht zugelaſſen. Das iſt auch berechtigt. Würden Ausnahmen für
einzelne Parteien gemacht, ſo würden ſich andere Parteien darauf
berufen. (Zurufe: Vaterländsparteil! OſtmarkenVerein!) Klein
licher Polizeigeiſt ſollte vermieden werden. Vor Wahlen werden
öffentliche Verſammlungen zugelaſſen. Die Preſſe wendet den Er
laſſen aus dem Miniſterium des Jnnern erneute r gmkeit
zu. Sie druckt ſie trotz des Papiermangels ab. eine Erlaſſe
haben die Oeffentlichkeit nicht zu ſcheuen, aber man beächtet dabet
die Zuſammenhänge nicht. Die Organiſationen der Kriegsbeſchä
digten leiden an Zerſplitterung. Jch habe den Eindruck, da der
Reichsbund parteipolitiſche Zwecke verfolgt und die t mer
in das ſozialdemokratiſche Lager leiten will. Eine Bevorzugung
irgendeiner Organiſation findet nicht ſtatt. Es iſt falſch, bei dem
Lobe unſeres Volkes einzelne Volkskreiſe herauszußeben,
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r und arm, tragen zur Erhaltung des Vaterlandes bei. Wenn
ieſer Opferſinn in die Friedenszeit hinüberreicht, werden wir allen

Gefahren mit Zuverſicht entgegenſehen können. (Beifall.)
Abg. Lüdicke (Freikenſ.) dankt den Beamten für ihre aufopfernde

Tätigkeit und fordert Erhöhung der Dienſtaufwandsgelder der Land-
rate. Mit der Vereinfachung der Verwaltung muß fortgefahren werden.
Die Frage des Ausſcheidens von Städten aus den Landkreiſen iſt ein-
heitlich zu regeln. Auch die Frage GroßBerlin muß endlich ins
Reine werden. Die Vaterlandspartei iſt ge worden
aus Er ung über die Friedensentſchließung des Reichstags. (Hachen
ſinks.) Der Staatsregierung gebührt Anerkennung dafür, daß ſie die
Verhandlungen mit den Streikenden im Januar ablehnte.

Abg. Caſſel G Vp.): Auch den Beamten muß das gleiche
wie anderen ür ſtehen. Wir hoffen, daß ſie in
auch nicht konſervative affungen vertreten dürfen und nicht
werden. Beamte, die politiſche Entſcheidungen zu treffen haben, müſſen
Zurückhaltung üben. Die Landräte ſollten in größerem Maße Aus-
fuhrerlaubnis für gewiſſe Lebensmittel erteilen. Bei der Zenſur ver
miſſen wir noch immer die Gleichheit aller vor dem x bil
ligen die Maßnahmen zur Stärkung des Deutſchtums im ſoweit
ſie auf geſetzlicher Grundlage beruhen. Die Angriffe des Herrn pon
Liebert gegen den Reichstag ſind der Gipfel der Verſtiegenheit. Dasdeutſche Wo ſteht in ſeiner gewaltigen Mehrheit hinter der Reichs

tagsentſchließung.
Eine Erweiterung der Selbſtverwaltung iſt notwendig.
Miniſter des Jnnern Dr. Drews: Bei der KonſiuſzkoFeier ſind

Szenen vorgekommen, die die deutſche Bevölkerung tief verletzt haben.
Die Folge iſt, daß von der lauen Handhabung der beſtehenden Verord
nungen obgeſehen werden muß, und daß jetzt ſolche Feiern nicht mehr
geduldet werden.

Abg. Hoffmann (U. Soz.): Es iſt vielfach ausgeſprochen worden,
Daß die Wahlrechtsvorlage erſt nach dem Kriege hätte eingebracht werden
ollen; es könne heute nur eine werden. Nachdem die

echte das arme Kind in vier Leſungen zum Krüppel gemacht hat.
wird es dem Herrenhauſe überantwortet, damit es dort den Gnaden-
ſtoß erhält. Von der Regierung iſt nichts zu erwarten, ſelbſt wenn die
Herren Drews und Friedberg möchten, ſo ſind ſie doch keine Ueber
menſchen. Die Linke beſteht in der Hauptſache nur aus ſchwankenden
ſchlotternden Geſtalten, warum ſollte die Rechte nicht mit aller Rück
fichtsloſigkeit verſahren? Herr von Kardorf hat recht. geht
die jetzige Wahlreform in die Brüche, ſo wird die nächſte eine
beſſere ſein. Allerdings von der Durchhalterei der Regierungsſozialiſten,
die beinohe an Zuhälterei grenzt, iſt nichts zu erwarten; ſie machen
mit ihrem Kriegserſatzoorwärts Politik nach dem Rezept Bülowblock.
Die Maſſen werden wieder zu unſerer grundſätzlichen Politik zurück
kehren, und wenn auf die Wahlen in Zwickau und Niederbarnim ver
wieſen wird, ſo können wir uns damit tröſten, daß jede Vorwärts-
bewegung auch Rügſchläge zu verzeichnen hat. Wenn das Wort, daß
es keine Parteien mehr geben ſolle, jemals ernſt genommen worden
wäre, ſo hätten die Akten der Politiſchen Abteilung des Polizeiprä-
Rdiums W werden müſſen. Statt deſſen iſt dieſe Abteilung
während des Krieges noch weiter ausgebaut worden. Das iſt der
Erfolg der Politik der Regierungsſozialiſten, die nach den Worten
Wendels vor einem Scherbenhaufen ſteht, die durch ihre Verräterdienſte
daran ſchuld ſind, daß ſich heute noch Millionen für die herrſchenden
Kloſſen abſchlachten und zum Krüppel machen laſſen müſſen. (Zuruf
b. d. Soz.: Blödſinn!) Es wird ammer auf die Geſahr der Jnvaſion
verwieſen. Wir hoben nichts zu verlieren, können nur gewinnen. Die
Nichteinholtung der Königsworte von 1813 und 1848 zeigt dem Volke,
daß es auch diesmal nichts zu erwarten hat, wenn die Junker nicht
wollen. Die Miniſter ſind noch ebenſo unverantwortlich wie damals.
Aber die Volksvertreter haben dem König Treue und Gehorſam ge-
ſchworen. Ruf rechts: Sie auch!) Jawohl, über ſo ein Stückchen
Popier ſtolpere ich nicht. Uebrigens halte ich den Eid beſſer als Sie!
(Hört, hörtl) Denn man kann der beſte Freund des Königs dadurch
ſein, daß man die Wahrheit ſagt. (Zuruf: Ad. Hoffmamn, der beſte
Freund des Königs!) Der nicht enden wollende Krieg und der Hunger
treiben das Volk zur Verzweiflung. Das Geld hat keinen Wert meh
die Kuh gibt ja nur zwei Liter Milch. um ſo mehr Butter iſt im
Schleichhandel für 25 bis 30 M. dos Pfund.

480 Offiziere ſitzen in Kriegspreſſeamt, um die Zeitungen mit Ver
blödungsmaterial vollzuſtopfen. Hindenburg und Ludendorff verfügen
öber Parlament, Politik und Preſſe. Die Welt muß glauben, daß Treu
und Glauben in Deutſchland außer Kurs geſetzt ſind. Sind denn die
Völker Heloten, daß ſie alles hinnehmen müſſen wie ſtumme Hunde?
Tut denn der Herr Tirpitz das Nur alle ſozialiſtiſche Oppoſition
wird niedergeſchlagen. Die Streikenden im Januar traten ein für
Deutſchſands Ehre und Zukunft.

Die Beſchuldigung. Auslandsgelder zu bekommen, weiſen wir mit
Entrüſtung zurück. Sie bringen unſere Zuſtände immer näher den
jenigen des alten Rußlands. Beim Streik hat man die Arbeiter auf
die Straße vor die Säöbel und Brownings getrieben. Den erſten Schuß
im Treptowpark hat ein gewiſſer Gutſchmied aus Baumſchulenweg,
Bruder des Aſſeſſors am dortigen Amt abgegeben. (Hört, hört b. d.
U. Soz.) Als das Generalkommando Münſter mit den Gewerkſchaften
zuſammen die „grüne Broſchüre“ herausgab, wies ein Oberleutnant
darauf hin, daß man doch die Gewerfſchafter öfter reklamiert habe.
Ich ſollte ein Vorwort zu einer anti- engliſchen Hetzbroſchüre Erdmanns
Kefern; einer hat ja das dann auch gemacht und ſich dadurch ſelber ge
kenn zeichnet. Ich habe üßer dieſen Beſtechungsverſuch eine Broſchüre
geſchrieben. (Abg. Stöbel legt ſie auf den Tiſch des Hauſes.) Beim
Sireit hot die Polizei ſogar den Muſterpatrioten, Revolutionär in Filz
n und eigentlich heimliches Ehrenmitglicd aller vaterländiſchen
Jungfrauenwereine, Philipp Scheidemann, roh angefallen. Aehnlich
ging es dem Durchhalter Abg. Otto Wels. Bei dem damoligen Vor-

ehen der als Schutzleute verfleideten Unteroffiziere war überhaupt die
eberlegenheit der Arbeiter, die ſie ihre Schafsgeduld nicht verlieren

leß, zu bewundern. In unſerem Mitteilungsblatt wiriſchaſten die Zen
furoffiziere wie ein gewiſſes Tier im Vorzellanladen. Ueber einen
jungen Mann, der einem Soldaten ein Exemplar des freireligiöſen
Katechismus aushändigte, wurde Aufentholtsbeſchränkung verhängt, weil
er die Sicherheit des Reiches gefährde.

Ein Paß nach Stockholm wurde mir wiederholt verweigert, weil
gen mich ein Verfahren wegen Landesverrats ſchweben ſollte. Ueber

ieſes war lange nichts zu erfahren und nachdem es längſt eingeſtellt
war, wurde es noch immer vorgeſchützt. Treiben Sie es zur Welt
repolution, dann wird es klar ſein, wer ſchuld daran iſt! (Lebh. Beifall
b. d. U. Soz.)

Nach der dreieinhalbſtündigen Rede Hoffmanns wird die Weiter
berotung auf Miitwoch 11 Uhr vertagt.

Schlus 814 Uhr.

Vorſchlag zur Friedens
vermittelung.

„Aus dem Haag wird dem Vorwärts gemeldet: Die
holländiſchen Blätter veröffentlichen eine Erklärung der drei
Parlamentsabgeordneten Dreſſelhuys, Kovolen und Rütgers
über eine Friedensvermittelung der holländiſchen Regierung.
Die Abgeordneten glauben aus Erklärungen jeder der krieg-
führenden Parteien ſchließen zu dürfen, daß jede zu einer Ver
ſtändigung zum Frieden bereit iſt, aber die Bereitſchaft der
Gegenpartei bezweifelt. Die Abgeordneten regen an, die
Riederländiſche Regierung ſolle die kriegführenden Regie
xungen fragen, ob ihre Vorausſetzung richtig iſt.

Den Annalen des Weltkrieges iſt manches Blatt eingeheftet,
z von den Hoffnungen der Völker auf eine entſcheidend ver

pritielnde Aktion zum Frieden zeugt. Der Pagifismus hat aber
gerade in dieſer Hoffnung die herbſten Enttäuſchungen geerntet,
Biekleicht laſſen aber jetzt die Ereigniſſe in Frankreich eher ein
Entgegenkommen erwarten.
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Oeſterreichiſcher Heeresbericht.
Wien, 18. Juni. Amtlich wird verlautbart:
Die Schlacht in Venezien nimmt ihren Fortgang. Die Armee

des Generaloberſten Freiherr von Wurm gewann en zahlreichen
Stellen Raum; üdflügel erreichte in zühen Kämpfen den
Kanal Foſebba. Geueraloberſt Erzherzog Joſef bante ſeine Erfolge
im Montellogelünde aus. Jtalteniſche Gegenſtöße ſcheiterten.
An drei Kampſtagen wurden in dieſem Gebiet 73 italieniſche
Geſchütze eingebracht, darunter zahlreiche ſchwere Kaliber. Beider
ſeits der Brenta ranunte der Feind abermals vergeblich gegen
unſere neuen Stellungen an. Ebenſo erfolglos verliefen ſüdlich
von A mehrere engliſche Angriffe. Die Zahl der Gefangenen
iſt au 9009 geſtiegen, jene der erbenteten Geſchütze auf mehr
als 120. Die Beute an Minenwerfern und Maſchinengewehren
ſowie ſonſtiger Kriegsomiktel iſt noch nicht gezählt.

Der Chef des Generalſtabes.

m Der er 29
wib. Verlin, 18. Jun.. Sperrgebiet der el meere.

haben unſere UBoote ſechs Dampfer und vier Segler von zu
ſammen 24 590 Tonnen verſenkt,

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
London, 18. Juni. (Reuter.) Die Admiralität meldet: Der

Hilfskrenzer Patria wurde am 13. Juni durch ein deutſches
Unterſeeboot torpediert und verſenkt. Ein Offizier und 15
Mann der Handelsmarinemannſchaft werden vermißt und ſind
wahrſcheinlich ertrunken.

Die Schlacht an der italieniſchen Front.
ag, 18. Juni. Die Morning Poſt meldet aus Turin Die

geſamte italieniſche Front iſt in eine einzige hin und her wogende
Kampflinie verändert worden. Ueber die Ausſichten des gewal-
tigen Ringens iſt bislang wenig zu z An manchen Plätzen haben
die Oeſterreicher die dritten Stellungen der Italiener durch
brochen, doch behaupten unſere Verbündeten an anderen Stellen viel
fach noch ihre erſten Stellungen. Der Gegner ſcheint bedeutende Men
gen Artillerie aus Rußland herangeſchafft zu haben, da die Feuer
tätigkeit äußerſt ſchwer iſt. Aus Mailand wird gemeldet, daß dort der
Kanonendonner morgens gut hörbar iſt.

Schweizer Grenze, 18. Juni. Der italieniſche Mitarbeiter der
Neuen Zürcher Zeitung beſtätigt den tie 5 Eindruck, den der
Beginn der Offenſive ouf Parlament und Volk in Jialien gemacht hat.
Zu der unter dieſem Eindruck erfolgten Verbrüderung der Sozialiſten
ſagt er u. a. noch: „Das Verhalten der oppoſitionellen Sozialiſten, die
nach mehr als drei Kriegsjahren erbitterter Oppoſition zum erſtenmal
dem Kriege ein Zugeſtändnis mochen, veranſchaulicht deutlich genug den
Ernſt der Stunde. Es gehtums Ganze, beim Angreifer wie beim
Verteidiger. Ein neuer Zuſammenbruch der italieniſchen Front, darüber
gebe man ſich keinen Täuſchungen hin, wäre ein nationales Un
g lüſck, von Folgen begleitet, an die man gar nicht zu denken wagie,
Vor dieſer Erkenntnis haben die Sozialiſten kapituliert. Sie haben ihre
Oppoſition gegen den Krieg weitergetrieben als die Sozialiſten in an
deren kriegführenden Ländern, aber als es galt, zwiſchen Doktrin und
Selbſterhaltung zu wöählen, entſchied die Vernunft.“

Holländiſche Friedensvorbereitungen.
Die holländiſche Regierung hat das Hotel des Jndes im Haa

angekauft. Zuerſt wurde angenommen. daß eines der vielen dur
den Krieg notwendig gewordenen Regierungsämter in dieſem
Hotel errichtet werden ſolle; jetzt ſtellt ſich heraus, daß die Regie
rung das Hotel als ſolches weiterzuführen gedenkt. Als Grund
verlautet, daß bei einer eventuellen Friedenskonferenz im Haag
die holländiſche Regierung in der Lage fein will, die fremden
Unterhändler gut unterzubringen.

Bevorſtehende Auseinanderſetzungen in der
franzöſiſchen Kammer.

Bern, 18. Juni. Laut Progres de Lyon Fzt der Kammer
ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten einmütig die Notwendig-
keit erkannt, daß die Regierung in kürzeſter Friſt vor der Kammer
die allgemeinen politiſchen Richtlinien, die ſie zu befolgen gedenkt,
darlege. Franklin Bouillon wurde beauftragt, ſich darüber mit
Pichon ins Benehmen zu ſetzen. Humanite erwartet eine ein
gehende Kammerdebatte.

Wachſender Druck auf Clemenceau.
Geuf, 10. Juni. Aus Paris wird gemeldel, daß

anker dem Druck der erregen Sümmnug der ſozialiſtiſchen Par
teien der geſamten Arbellerſchaft auf Wunſch des Präſidenten Poincare

ozigliſtiſchen Fährern den Eſgiritt in das Mini-den

W aubol. r blieben ſedoch erfolglos, da
ogziaiſten einmüllg erklärlen, gegenwärfigen Lage kelne

Berontwortyng übernehmen zu können.

t Militär

Clemenceoun Ding

Die Auslandsſozialiſten und der
Kongreß der Labour Party.

Auf dem Kongreß der engliſchen Arbeiterpartei, der vom 26.
bis 28. Juni in London ſtattfindet, werden die franzöſiſchen Sozia-
liſten durch Thomas, Renaudel und Longuet, die belgiſchen durch
Vandervelde und Camille Huysmans vertreten ſein, die ſchwedi
en durch an e Die von engliſcher Seite betriebene Agita-
ion gegen die Reiſe Troelſtras nach England nimmt wie ver

Voſſiſchen Zeitung berichtet wird, dauernd zu. Scheidemann iftvon ſeiner Beſprechung mit Troelſtra im Sang bereits wieder
nach Berlin zurückgekehrt.

Kriegsallerlei.
Haag, 18. Junt. Zur Landung eines franzöſiſchen

Fliegers bei Bliſſingen wird noch gemeldet: Das Flugzeug
wurde von dem niederländiſchen Fort de Rolle bei Vliſſingen von

vo en, es u r dortigenv Inlaſſen ranzöſiſchen Flugzeuges,Aer ine i int ech e
Bern, 17. Juni. Progres de Lyon meldet: Am 13. Juni wurde

Boulogne von deutſchen Fugpengen ver t h
Ein a erſlygzeng wmorſ bei einem Angriff auf zwei Stadtviertel
8 Bomben ab. Ein Stadtviertel wurde beſonders Wetroffen,
11 Perſonen wurden getötet; ſehr beträchtlicher Sachſchaden

Kiew, 17. Juni. Die Donkoſaken haben die Station Mora-
ſowskaja in Richtung Zarizin eingenommen.

Genf, 18. Juni. Das Journal de Geneve meldet: Der Ver
teidigungsausſchuß von Paris habe beſchloſſen, die Bepölkerung
der Vorſtädte von Paris fortzuſchaffen und ſie nach
dem mittleren und ſüdlichen Frankreich abzuſchieben, wo ihr
Wohnſtätten zur geſtellt werden. Auch ſei ragyrgt
die hauptſtädtiſche Bevölkerung im Laufe des Monats Juli all
mählich zu epaluieren. Homme libre und Matin erörtern die
Möglichleit der Belagerung von Paris und fordern die Räumung
r Stadt. Dagegen verlangt die Viktoire die Verteidigung von

aris.

Zur Vorgeſchichte des Krieges.
wtb. Berlin, 13. Juni. Die Norddeutſche Allgemeins Zeitung

ſchreibt: Unſer Vertreter hatte in dieſen Tagen Gelegenheit, den Het-
man der Kalmöcken und Militärataman der Aſtrachaner Koſaken, Oberſt
Fürſt Tundutow, der ſich auf der Durchreiſe einige Tage in Ber
lin aufhielt, zu ſprechen. Pr Tundulow ſtand vor dem Kriege bei den
ruſſiſchen Gardehuſaren. In den Tagen vor Kriegsausbruch war Fürſt
Tundutow als Verhindungsoffizier zum Chef des Generalſtabes des
Generals Januſchkewitſch kommandiert. In dieſer Eigenſchaft hat er
die ſchwerwiegenden weltgeſchichtlichen Ereigniſſe jener Tage aus
e Nähe mit angeſehen. Er erzählte hierüber folgendes: In jener

acht, als der Zar den General Januſchkewitſch antelephonierte und von
ihm die Rückgängigmachung der Mobilmachung verlangte, hielt ich mich
im Nebenzimmer des Arbeitszimmers auf und konnte alle Vorgängegenau verſelgen Es war dies der Tag, an dem nachmittags das be

kannte Geſpräch des Generalſtabscheſs mit dem deutſchen Miſitärbevoll
mächtigten, Maſor Eggeling, ſtattgefunden hat, alſo am 16. Jull alten

Stils (29. Juli neuen Stils). Nach dem J en mit
Januſchkewitſch, der den Auftrag erhalten hatte, bil g rück
gängig zu machen, ſprach dieſer meines Exinnerns telephonisch zunächſt
mit dem ihm nahe befreundeten Saſanow. Gleich darauf rief er noch
mals den Zaren an und teilte ihm mit, die Rücknahme des Mobil
machungsbefehls ſei nicht mehr möglich, und er ſei bereits herausge
geben. Die Truppen hätten ihn erhalten. Alles ſei im Gange und
die Mobilmachung nicht mehr aufzuhalten. Ich hörte deutlich die helle,

logen. Vor ihm auf dem Tiſch l noch der unterſchriebene Mobil-
machungsbefehl, den er nun erſt, gleich nach dem Geſpröch mit dem

en, herausgab.

Auf die Frage, ob es ſich nur um einen Teil oder Geſamimobil
machungsbefehl gehandelt habe, ſagte Fürſt Tundutow: Nein, es han
delt ſich um einen Mobilmachungsbefehl für das ganze ruſſiſche Heerin Europa und Sibirien. General Januſchkewit ſt nach Meinung des

ürſten Tundutow zu dem S den K mit allen 1
erbeizuführen, in dem Augenblick gekommen, wo er die UNeb

erlangt hatie, daß England ſich am Kriege beteiligen würde.
ſcheidung iſt nach ſeiner Anſicht bereits am 24. r
Krasnoje efallen, am Tage bevor dort die

ähnriche zu Offizieren befördert wurden. Später, nach
lution, hat der Fürſt General Januſchkewitſch wi

Der ehemalige Chef des Stabes hat ihm den tatſächliche
e, wie er aus dem Suchomlinow- Prozeß bekannt iſt u

der Fürſt geſchildert, erzählt. Fürſt Tundutow ſagte über di
derſehen: nuſchkewitſch war jetzt gebrochen und ſtand u
Druck der Verhältnifſe. Offenbar wurde er von ſchweren Gewi
biſſen verfoigt. Er äußerte, er erkenne jetzt, er ſich doch
Kriegsausbruch getäuſcht und damals unrichtig gehandelt habe.

gklare Stimme des Generals. Das, was er dem e te, war ge
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Die 2rerWien, 18. Juni. Einer Abordnung von Sogialdems
c die wegen der Kürzung der Brotration für die Wiener

Bevölkerung vorſtellig wurde, erklärte Miniſterpräſident von
Seidlex, daß von den zivilen, wie von den militäriſchen
Stellen alles nür Erdenkliche unternommen worden ſei, um
die Pptrottsre Verfügung zu vermeiden. Seit der Erſchöpfung
der heimiſchen Vorräte ſei Oeſterreich auf Zufuhren aus der
Ukraine und Beßarabien angewieſen, die jedoch gegenwärtig
infolge der Stockung der Aufbringung unbefriedi ſeien.
Naturgemäß ſeien ſofort alle erforderlichen S ge
troffen, um anderſeits Aushilfe zu ſchaffen, namentlich ſeitens
Deutſchlandse, das jedoch ſelbſt im gegenwärtigen Zeitpunkt,
knapp vor der neuen Ernte genötigt ſei, eine Kürzung ſeiner
Brotration vorzunehmen und r begreiflicherweiſe mit
den eigenen Vorräten haushälteriſch umgehen wolle. Geſtern
abend ſei noch der Miniſter Paul Berlin gereiſt, und es
beſtehe immerhin die Hoffnung, daß deutſcherſeits im Sinne
der im Mai getroffenen Vereinbarungen gewiſſe Tranusporte
an Oeſterreich abgegeben würden. Der Miniſterpräſident
hoffte, daß die Periode der Verringerung der Brotquote ſo
kurz als möglich ſein werde. Er verſicherte ſchließlich, daß
die Regierung alle Vorkehrungen getroffen habe, um die Er
n der heranreifenden Ernte ſo raſch als möglich durch
zuführen.

Anmerkung von W. T. B. Wie wir von zuſtändiger Seite
exfahren, iſt die Abgabe von Brotgetreide aus deutſchen Be
ſtänden ausgeſchloſſen.

Wien, 17. Juni. In der heutigen Beratung mit den Ob
männern der Gemeinderatsparteien berichtete Bürgermeiſter
Weißkirchner über die Kürzung der Brotration in Wien
ſowie über ſeine Vorſprache beim Miniſterpräſidenten und
Ernährungsminiſter, die aber ergebnislos geblieben ſei. Jn
der gnſchließenden Debatte wurde das Verlangen geſtellt, daß
die Regierung ſofort neuerliche Verhandlungen mit Ungarn
und Deutſchland pflege, mit Deutſchland insbeſondere in der
Richtung, daß es, wenn ſchon nicht mit Mehl, ſy doch mit Kar
toffeln aushelfe. Auf Antrag des Bürgermeiſters wurde
die Abſendung von Depeſchen an den ungariſchen Ernäh-
rungsminiſter, an den bayriſchen Miniſterpräſidenten und an
die deutſche Reichsregierung beſchloſſen, in den weitere aus
reichende Einfuhren von Altkartoffeln, insbeſondere aus
Bayern, erbeten werden.

Wien, 18. Juni. Die Verkürzung der Brotration hat in der
geſamten Mpnarchie ungeheure Erregung hervorgerufen. Alle
Blätter ohne Unterſchied der Parteiſtellung nehmen ſchärfſte Stel
ſung gegen dieſe Maßnahme und fordern deren beſchleunnigte
Beſeitigung und die Heranziehung Deutſchlands und Nngarns
zu augenblicklicher Hilfekeiſtung. Der Wiener Arbeiterrat
tritt heute um 6 Uhr abends im Eiſenbahnerheim zu einer ent
ſcheidenden Sitzung zuſammen, in der Beſchlüſſe ſchwer
wiegendſter Natur gefaßt werden dürften. Der Parteivor-
ſtand der deutſchen Sozialdempkratie Oeſterreichs richtete einen
dringenden Aufruf an die Arbeiter und Arbeiterinnen, die
Beſchlüſſe des Wiener Arbeiterrats abzuwarten
nnd ſich jeder Ausſchreitung und Arbeitsſtörung zu enthalten, und
teilt gleichzeitig mit, daß der Parteivorſtand beſchloſſen habe,
ſchärfſten Proteſt gegen die Verkür der Vrotration einzulegen
und jede Verantwortung für die zen Kefer e
abzulehnen.

Das Wohnungsweſen in Preußen.
Das preußiſche Staatsminiſterium hat über den Aufgaben-kreis des e S Staatskommiſſars für das Woh-

nungsweſen in einem Erlaß beſtimmt, daß die nachſtehend bezeich
neten, bisher von verſchiedenen Miniſterien wahrgenomnenen Ge
ſchäfte auf dem Gebiete des Wohnungeweſens in den Geſchäfts
bereich des Präſidenten des Staatsminiſterium übergehen und in
deſſen ſtändiger Vertretung vom Staatskommiſſar für das Woh-
wungsweſen rbeitet werden.

1. Vom Miniſterium der öffentlichen Arbeiten: die Bau
polizei, die Angelegenheiten des Städtebaus, insbeſondere
Bauordnungs- und Fluchtlinienangelegenheiten, Wohnungs weſen,
r m en, Maßnahmen gegen Verunſtaltung von
Ortſchaften und landſchaftlich hervorragenden Gegenden der
Wiederaufbeu Oſtpreußens;

2. vom Miniſterium des Jnnern: die Kommunaklaufſicht, ſo
weit fie mit dem Wohnungsweſen zufammenhängt, die bevölke
rungs politiſchen Maßnahmen auf dem Gebiete des Wohnungs-
weſens vorbehaltlich der jfeweils erforderlich werdenden Mitarbeit
der Medizinalabteilung des Miniſteriums des Jnnern, beſonders
auch auf dem Gebiete der Wohnungshygiene, die Angelegenheiten
der Vaugenoſſenſchafien, die i des Beamtenwohnungs
weſens durch itgeſetze, die Angelegenheiten der Mieteinigunge
ämter;

3. vom Miniſterium für Hondel und Bewerbe: die Angelegen
heiten der Wohnungsaufſicht, die weritiſchen Maßnahmenauf dem Webiet des Wohnungsweſens

4. vom Finanzminiſterium: die Federführung bei Grfüllung
der Aufgaben, die ſich aus Art. 8 des Wohnungsgeſetzes ben,
unter Beteiligung des Finanzminiſters. Dieſem bleibt dieführung unter Seteiligung des Staatskommiſſars in den An

gelegenheiten der Bildung und erſtzeitlichen et der
B.Siedlungegeſellſchaften, und zwar für jede Siedlung

bis etwa ein Jahr nach der z r er 4 tbeſtehende Mitwirkung des Finanzminiſtaxs überall unbexührk;e vom Winiſteritm für Landwirtſchaft die Vearbeitung der
Angelegenheiten des ſtädtiſchen Grundkredits, insbeſondere auch
der ausſchließlich für den ſtädtiſchen Grundkredit beſtimmien Be
leihungsanſtalten, ausgenommen die Hypothekenbanken Wie
beſchadet der dem Miniſter des Innern verbleibenden Aufſicht
über die Deu riefanſtalt und die Kreditanſtalt fürſtädtiſche Se in Poſen R Beztehung. Das
Landwixtſchaftseniniſterium wirkt bei der itung An zulagen
re nheiten mit. Dem Miniſterium für Landwirtſ ver3 die Varbe bung der Angelegenheiten der Hypothe ken

ſowie des geplanten tzungsweſens. Ferner geht die
Aufſicht über das nicht ländliche Siedlungsweſen und diee Gebiet des Bevölkerungsausgleichs zu enden
Waß n.n

übr gehen die in einzelnen Geſetzen vorgeſehenen Zuſtänden r Miniſtern inſoweit auf den Präf
2 r über, als die betreffenden ſachlichen aben
na Grlaß jeyt von dieſem wahrzuneh ne ſind.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich

lein Ahege Kricgegelangenſchaſt
deutſcher aten.

An das preußiſche Kriegsministerium hate der Rei b.marqu atte We

Deutſcher Heeresbericht vom 18. Juni.
wiß. Grehes Hauytquortler, den 18, Jan 1918. (Amcich)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kesgapringzg Rapyereght.

Die feindliche Artillerie enkwicelle in eingelnen Abſchaltten in
Flandern, beſderſeits der Lys, zuiſchen Arras und Alberi
eege Täligkeil. Nach hefüügem Fenerüberfoll griff der Feind gegen
Mitternacht fdweſtſich von Albert an. Er wurde abgewieſen und
lleß Gefangene in unſerer Hand.

Heeresgruppe Deutſcher Kroupelaz.
Sd weſtlich von Royon and fädlich der Aisne lebte die Artil

lerielätigkeit ſo den Abendſtunden auf. Tellvorſtshe des Feindes nörd

h der Als pe und nordweſtlich von Chalegu-Thleery wurden

Der Erſte Genergiquarklermeiſter. Ludendorff.

Staate das Ehrenwort geben müſſen, nicht mehr Wer ihn zu kämpfen.
Ihr Leben würde gefährdet wenn ſie wiederum in die Ge
walt des feindlichen Staates gelangten. Das preußiſche Kriegsminiſte
rium hat auf die Anfrage die Antwort zen daß diejenigen wehr
pflichtigen Perſonen, die ſich durch Flucht feindlichen Gewalt ent
zogen haben, nur auf ihren Wunſch an der Front verwendet werden
dürfen; im Uebrigen find ſie, ſolange der Kriegszuſtand zwiſchen Deutſch
land und dem betreffenden Staate beſteht, im Heere nur im Heimats-
und Etappengebiet, in den Generalgouvernements und der Militär-
verwaltung Rumänien zu verwenden. Durch dieſe Verfügung dürſte
Ew. Hochwohlgeboren Wünſchen vollkommen Rechnung getragen ſein“.

Die Domänen und die Siedlungsfrage.
Jm Bevölkerungsausſchuß des preußiſchen Abgeordnetenhauſes

Fz: der Abgeordnete Delius im Namen der Fraktion der fort-
chrittlichen Volkspartei folgenden Antrag zur Siedlungspolitik
ngebrent: „Zur Förderung einer erfolgreichen Siedlungspolitik
iſt die Aufteilung geeigneter Domänen und Groß-

rundbefſitzes für mittlere und kleinere Bauernſtellen und Arßateronſiedelungen erforderlich. Daneben muß bei der

von Domänen, ſoweit als möglich, Pachtland an ſlädtiſche un
ländliche Bewohner abgegeben werden. Die weitere Bildung von
Großarundbeſitz und die Gründung und Ausdehnung von Fidei
kommiſſen iſt zu verhindern.“

Die Chriſtlichen gegen Siesberts.
Das Zentralblatt der chriſtlichen Gewerkſchaften ſpricht ſich in

277 neueſten Nummer für das gleiche Wahlrecht aus und nimmt
bei gegen einen Führer aus den eigenen Reihen, den Reichs

tagsab geordneten Giesberts, Stellung, der für zwei Zuſatz-
ſtimmen, Alters- und Familienſtimme, eintritt. Das Blatt verweiſt auf eine Entſchließung der chriſtlichnationalen Arbeitertagung
in Eſſen und ſtellt feſt, daß Giesberts zur gleichen Stunde in
Saarbrücken in einer Maſſenverſammlung ebenfalls entſchieden
für das gleiche Wahlrecht eingetreten ſei, ſpäter aber in einem
Berliner Blatte für zwei Zuſatzſtimmen ſich ausgeſprochen hat.
Das Zentralblgatt erklärt: „Wir ſtellen ausdrücklich feſt, daß init
dem unſteien Verhalten des Kollegen Giesberts in der preußiſchen
o re zage die chriſtlich- nationale Arbeiterbewegung nirhts
gemein hat.
Ablehnung des Aeunſtundentages für Staatsarbeiter

in Bremen.
Die r Fraktion in der Bremiſchen Bürgerſchaft und die Zahlſtelle Bremen des Metallarbeiterverbandes

haben ſchon einige Male Vorſtöße mit Anträgen und Eingaben
unternommen, um in Bremen für Staatsarbeiter den Reunſtunden-
tag durchzudrücken. Aber immer vergebens. Jn Bremen iſt man
in ſozialpolitiſchen Dingen ſehr rückſtändig. Vor einiger Zeit

atte die Vürgerſchaft auf Antrag unſerer Genoſſen vom Senate
über dieſe Angelegenheit einen Bericht eingefordert. Jetzt erklärt
er, auf die Herabſetzung der Arbeitszeit auf neun Stunden (jetzt
zehn) nicht eingehen zu können, und begründet das damit, daß

rend des Krieges zu großer Arbeitermangel ſei, als daß dieſer
Sache jetzt näher getreten werden könnte.

Außerordentlicher Verbandstag des
Verbandes der Buchdruckereihilfs-

arbeiter und Arbeiterinnen,
Im Sraphiſchen Vereinshauſe in Berlin wärtig derVerbandstag Der Buchdruckereihilfsarbeiter. Jn e ge der ung

fällt das 20jährige Jubiläum des Beſtehens des Verbandes. Sein
letzter Verbandstag fand 1914 in der Friede iszeit ſtatt. Er zeitigte
den Beſchluß der Einführung eines vollſtändig veränderken Verbands
ſtatutes ſowie beſtimmte Richtlinien zur energiſchen Jnangriffnahme
der vom Verband erſtrebten Tarifpolitik. Doch der bald darauf an-
brechende Krieg zwang, anſtatt daß auch nur einer dieſer Beſchlüſſe
ausgeführt werden konnte, die Tätigkeit des Vorſtandes und des Ver-
bandes in eine gonz andre Richtung. Das beſtehende Statut mußte in
bezug auf Unterſtützungsrechte der Mitglieder eingeſchränkt, in bezug
auf ihre Beitragspflichten ausgedehnt werden. Die Arbeitsloſenunter-
ſtützung wurde geſtreckt, um jeden der vielen ardeitsloſen Mitglieder
etwas geben zu können. Die re r wurde eingeſtellt, das

wurde verkleinert, ein E eg wurde eingeführt,
und erſt ſpäter konnte die Krankenunterſtützung wieder aufgenommen
und das neu Statut in Kraft geſetzt werden. Heute nun
beſchäftigt den Verbandstag wiederum eine Reform der Bei-
tragsſtaffeln. Der darin waren Antrag iſt der des Vor

der Staffelbeiträge nach ſechs Klaſſen, und zwar von 40 Pf.
is 1.10 M. pro Woche vorſieht; er wird unterſtützt von Antrögen ver

en en ziemlich gleichlautender Art,
Die faſt noch wichtigere Aufgabe des Verbandstages aber iſt die

Stellungnahme zu den Tarifſchwierigkeiten, mit
denen der Verband fortgeſetzt zu kämpfen hai. Er hat zwar Teuerungs

durchgeſetzt, was mit der zunehmenden Teuerung ja auch gar
nicht mehr zu verwehren war, aber er prinzipalsſeitig das zu be
anſpruchende und möglich geweſene en im allgemeinen
nicht gefunden. Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß in dem Gewerbe der
Buchdrucker, das die deſtausgebaute Tariſgemeinſchaft iſt, das Hilfs

onal über kleine Tarifanſätze nicht hineusgekommen iſt, trotzdem alle
dingungen zu erweiterken Abſchlüſſen vorhanden ſind. Es geht

eine tiefgreifende Unzufriedenheit durch die Reihen der Hilfsarbeiterſchaft,die ein Unreche doranf hat ded arg ſie zu ihrem Teil in der Arbeit ſo

anerkannt und entlohnt wird, wie es für die Gehilfen im Gewerbe zu
verzeichnen iſt. Der außerordentliche Verbandstag wird die Entſchei

ke e r rder ded wennh de e Bee Ter
Die r und „Streckungen“ der Geldmittel

ſührten zu einer un der Verband mites vor daſteht. Verdas am 1. 19014 164 betrug erreichte am
die von 363 M.Am der Veerbandstag ſeine erſte Sitzung ab. Die

u x e (Berlin), betonie in ihrerdaß reger die r ei. le die Areeigerer ſor i
e Arbe zuangemel

en. Sie der im Felde gefallenen Mitglieder, ſowie des vere des r Emil Döblin, der
bisher auf allen Verbandstagen der Hilfsarbeiter als Vertreter des
verwandten Berufs T mitgewirkt hat.

Gloth (Berlin) begrüßte den VPerbandstag im Namen der Ber
liner Kollegen. Er erinnerte daran, daß der Verband jetzt ger
zwanzig Jahre beſteht, und daß er während dieſer ganzen Zeit vonder Vekndenden Paula Thiede mit Umſicht, Sachkenntnis und in de

r an die Intereſſen der Kollegen geleitet worden iſt, wofür Frau
an dieſer Stelle der Dank der Kollegen ausgeſprochen werde.

itere ßungsreden hielten der Vertreter der öſterreichiſchen
Bruderorganiſation, Mühlberger (Wien), der Vertreter des Deutſchen
Buchbinderverbandes Harder, der Vertreter des Verbandes der
Lithographen und Steindrucker, Ha ß, der Vertreter des Buchdrucker
verbandes, Graßmann.

rau Paula Thiede, die durch Krankheit verhindert iſt, wie ſonſt
die Verhandlungen zu leiten, wurde der Ehrenvorſitz übertrogen. Als

des Verbandstages wurden Gloth und Pucher (Berlin) ge

Am Montag begannen die eigentlichen Verhandlungen mit der Erſtalun des Geſchäfte und Kaſſenberichts.

e Verbandsvorſitzende Paula Thiede (Berlin) gab einen
Ueberblick über die Verhältniſſe der Organiſation während der Kriegs

jahre und die n ä,Mit der Haltung und der Takti? der Generalkommiſſion hat ſich die
Verbandsleitung einverſtanden erklärt und hierin die Zuſtimmung des
größten Teils der Mitglieder gefunden. Differenzen über Streitfragen,
wie ſie aus Anlaß der Kriegspolitik in andern Gewerkſchaften zudage
getreten ſind, liegen bei uns nicht vor.

Der Kaſſierer Lodahl (Berlin) bezeichnete die finanzielle Lage
des Verbandes als befriedigend. Der Koſſenbeſtand erlitt im erſten
Kriegsjahre Weg großer Unterſtützungsousgaben gewiſſe Erſchütte
rungen. Durch Einführung von Extrabeiträgen trat ſedoch eine Beſſe
rung ein, derart, daß das Verbandsvermögen, welches am 1. Auguſt
1914 164 000 M. betrug, und bald danach auf 115 000 M. gefallen wor,
am Schluß des Jahres 1917 auf 215 363 M. geſtiegen iſt. In den
a 1914 bis Ende 1917 wurden ausgegeben für Arbeitsloſenunter-
ſtützung 205 772 M. Davon kommen auf das erſte 159 819
Mark, auf das zweite 33 632 M., das dritte 8811 M. und das vierte
3309 M. Die e erforderte in den vier Jahren97 529 M., die Kriegsunterſtützung 70 021 M., die Streikunterſtützung
2054 M., die Gemaßregeltenunterſtützung 748 M.

Gegen die Tätigkeit des Vorſtandes wurden keine Einwendungen
erhoben. Ein Redner wünſchte, daß die gelernten Arbeiter mehr für die
Organiſierung der Hilfsarbeiter tun ſollten. Darauf entgegnete Graß
mann als Vertreter des Buchdruckerverbandes, daß ſeine Organiſation
ſeit jeher die gewerkſchaftliche Schulung der Hilfsarbeiter zu fördern
ſuche, was aber manchmal durch das Verhalten der Hilfsarbeiter er
ſchwert werde. In ähnlichem Sinne ſprach auch Haß als Vertreter des
Verbandes der Lithographen und Steindrucker. Hauptſächlich drehte
ſich die Diskuſſion um mehrere Anträge, welche ſtatt des achttägigen ein
vierzehntägiges Erſcheinen des Verbandsorgans fordern. Für die An-
träge wurden Sparſamkeitsrückſichten geltend gemacht, während anf
dex andern Seite betont wurde, daß jede Einſchränkung des Blattes di
Intereſſen der Organiſation gefährden müſſe. Einer Kommiſſion wurde
die Berechnung der Herſtellungskoſten des Blottes übertragen und die
Beſchlußfaſſung über die Anträge ausgeſetzt.

Dem Verbandsvorſtand wurde einſtimmig Entlaſtung erteilt.

ESesverkſchaftliches.
Selbſtmord eines ungetreuen Kaſſierers.

Der Zentralkaſſierer des Deutſchen Böttcherverbandes, Ernſt
Thierfelder in Bremen, hat ſich am 14. Juni durch einen
Schuß das Leben genommen. Die Beweggründe zu der Tat ſind
darin zu ſuchen, daß er ſeiner Organiſation große Summen verun-
treute, was jetzt herausgekommen iſt. Thierfelder war auch Vor
ſitzender des chtsrats des Bremer Konſumvereins Vorwärts.

Aus aller Welt.
Ein Raubmord. Gleiwitz, 17. Juni. Ein Frauenmord, der

im benachbarten Koslower Wald verübt wurde, rief hier große Er
regung hervor. Die zwonzigjährige Arbeilerin Haſſa wurde mitd u r Sgunkitene n Halſe aufgefunden. Der Wochenlohn,
den ſie bei ſich trug, fehlte. Anſcheinend liegt Raubmord vor.
Der mutmaßliche Täter wurde bereits verhaftet.

Vermiſchtes.
Aus der Hofhaliung einer Prinzeß ſtammt fokgender Brief an

einen Münchner Mejzzgermeiſter: „Sehr geehrter Herr! Werde
Jhnen die uns extra zugewieſenen fünf Pfund Fleiſch, die wir für die
extra Einladungen wöchentlich erhalten, wegen der Markenabrechnung
von jetzt an bei Jhnen ganz nehmen. München, 1. Juni 1918. Hoch-
achtungsvoll X. X., Hofküchenchef.“ Die M. Poſt bemerkt dazu: Wer
hat dieſer Hofhaltung für ihre „extra Einladungen“ wöchentlich fünf
Pfund Fleiſch extra zugewieſen? Darüber erbitten wir uns ebenſo
höflich als beſtimmt eine unzweideutige Antwort.

Der Geburtenrückgang in England. Reuter meldet aus Lone
don Der Chef der Regiſtratur erklärte: Der Geburienrüdgang
beträgt im Vergleich zu den Geburtenziffern des Jahren 1913
1,63 Progent. Wenn auch dieſer Geburtenrückgang ernſt fei, ſei er
doch weilaus geringer, als der in Deutſchland und Oeſterrerch-
Ungarn.

ManneStädtiſcher VMahrungsmittelverkauf.
Graupen. Von Donnerstag an auf Marke 188 des Waren

bezugsſcheines 16 für jede Perſon Pfd.
Eier, Donnerstag, vormittags von 8--12 Uhr Nr. 47001—52 000,

nachmittags von 2--6 Uhr: Nr. 52001--57 000 der Lebens-
mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Stück
zum Preiſe von 38 Pfennig.

Vackpulver. Donnerstag, vorm. 8--12 Uhr: Nr. 47 001-52 000,
nachmittags von 2-5 Uhr Nr. 52001--57 000 der Lebens-
mittelſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Paket
zum Preiſe von 10 Pf.

rin Donnerstag vormittags 8--12 Uhr Nr. 37 001
bis 55000, nachmittags von 2--6 Uhr Nr. 55 001--74 000 der
Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule auf Abſchnitt F
der beſonderen Warenbezugskarte für Perſonen über70 Jahre. Jede Perſon r fand zum Preiſe von 45 Pf.

Hunark. Am Donnerstag auf Abſchnitt 7 des Einkaufsſcheins
über Molkereierzeugniſſe bei den Milchhändlern Rincke,Goetheſtraße 13, Raſt umboldtſtraße 48, Kötzſchke, Bran-

denburger Straße 10 und Kötzſchke Wielandſtraße 30. Jede
Perſon Pfund zum Preiſe von 37 Pfg. Zugelaſſen ſind
die neuen Lebensmittelſcheine Nr. 60 001-67 000, außerdem
auch Haushaltun dieſer Lebensmittelſcheine,
die auf Abſchnitt 6 des Einkaufsſcheins für Molkereierzeug
niſſe bisher weder Quark, noch Magermilch erhalten haben.

Mag Am Donnerstag von nachmittags 4 Uhr anAbſchnitt 7 des Einkan es rer Mo tn

bei den e Große undon zumPreiſe von 12 o. ger n die neuen Lebensmittel

ſcheine Nr. 56 außerdem au v Haushaltungen dieſer Lebensmittelſcheine, die au ſchnitt 6
des Einkaufsſcheins für Molkereierzeugniſſe bisher wederQuark noch Magermilch erhalten heben e el
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Ein Reichsamt für Geſundheitspflege
und Sozialverſicherung.

Um die offen fühlbare Ueberlaſtung des Reichsamts des Innern zu
beſeitigen, iſt durch den kaiſerlichen Erlaß vom 3l1. Oktober 1917 eine
Teilung vollzogen worden, wodurch das Reichswirtſchaftsamt geſchaffen
wurde. Bei dieſem übereiltem Vorgang iſt zum Nachteil des Geſund-
weſens eine Zweiteilung beſtehen geblieben, die ſich auch allgemein vom
Standpunkt der Soziaſpolitik als unpraktiſch und förderlich er
weiſen muß. Nach der Neuregelung gehören jetzt zum t
des Reichsamts des Jnnern 12 Abteilungen, wobei als arg auch
das Geſundheitsamt mit dem Medizinal und Veterinärweſen,
das Armenweſen und die Phyſikaliſch- Techniſche Reichsanſtalt uſw. in
Betracht kommen, während dem Reichswirtſchaftsamt mit 21 Abteilungen
die Ständige Ausſtellung für Arbeiterwohlfahrt (Charlottenburg), die
Behörden für Unterſuchung von Seeunfällen, das Statiſtiſche Amt, das
Aufſſichtsamt für Privatverſicherung, das Reichsverſicherungs-
am t und die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ſowie der Reichs
kommiſſar für Uebergangswirtſchaft überwieſen wurde. Wie in der
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 31. Oktober 1917 ausgeführt
wird, gehören unter anderm zu dem Geſchäftsbereiche des Reichswirt
ſchaftsamts auch diejenigen Angelegenheiten, e ſich auf die Für
ſorge für die arbeitenden Klaſſen (Kranken-, Unfall-, Jn
validen- und Arbeiterverſicherung, l Sonntagsruhe uſw.),
auf Wohlfahrtseinrichtungen, das Wohnungsfürſorgeweſen, die Verhält
niſſe des Arbeitsmarktes und ſonſtige Fragen der ozialpolitik beziehen.
Danach bleibt ein wichtiger Teil des Reichsgeſundheitsweſens bei dem
Keichsamt des Jnnern, während der übrige große Teil in das Reichs
wirtſchaftsamt eingeordnet wurde. Durch dieſe Trennung des Reichs
rerſicherungsamts vom Reichsamt des Innern muß ſich auch die Kluft
zwiſchen dem Geſundheitsamt erweitern und das Zuſammenwirken er
ſchweren, wodurch bei der bekannten Macht der Bureaukratie in wel
terer Folge die von der Partei und den Gewerkſchaften geforderte Ein-
heitlichkeit und Zentraliſation des Reichsgeſundheitsweſens und der
hierbei wirkenden Kräfte ernſtlich in Frage geſtellt wird.

Dieſer Dualismus auf dem Gebiete der reichsorganiſatoriſchen Ge
ſundheitsfürſorge kann auch der Arbeiterklaſſe hinſichtlich der Beſtre
bungen der Verſtaatlichung des Medizinalweſens nicht
gleichgültig ſein. Aber auch in den ärztlichen Kreiſen hat dieſe Neu
regelung einen Widerſpruch gefunden. Wie in der Arbeiterklaſſe ſo iſt
man auch hier ſchon ſeit Jahren mit der Organiſation der Tätigkeit des
Kaiſerlichen Geſundheitsamts unzufrieden und hat für beträchtlich weit
gehende Forderungen propagiert. Und dabei wird jetzt ſchon zum Aus
druck gebracht, daß auch das Reichswirtſchaftsamt infolge einer Arbeits
überlaſtung nur geringe Erfolge in Ausſicht ſtellen kann. Jn dem Organ
Ortskrankenkaſſe (Dresden, Nr. 21, 1917) wird in einer Abhandlung
von Dr. jur. A. Elſt er unter dem Titel Beſtrebungen für ein geſund
heitliches Reichsamt unter anderem geſagt:

Das Kaiſerliche Geſundheitsamt iſt zwar eine Reichszentral-
behörde, aber es iſt nicht das, was man als oberſte Exekutivbehörde
für Hygiene und Sanitätsweſen ſich wünſcht. Zwar erſtreckt ſich die
Wirkſamkeit des Geſundheitsamts außer auf wiſſenſchaftliche auch auf

Zum Einlagern von Kartoffeln
werden vom 1. Juli an größere Räum-
lichkeiten geſucht; vor allem ſind froſtfreie
große Keller erwünſcht. Es kommen je-
doch auch große Lagerräume und leer-
ſtehende Fabrikanlagen in Frage, in denen
die Anbringung von Heizanlagen möglich
iſt. Gleisanſchluß wird bevorzugt.

Offerten ſind umgehend erwünſcht an
das Stadternährungsamt, Zimmer 17.

Halle, den 19. Juni 1918.
Der Magiſtrat.1287]

Maurer und bauarbeiter

geſucht [1284Schönemann Schwarz,
Turrmnſtraßße 5.

eſchäftsbereiche iſt
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und anderes mehr. Das iſt freilich ein großer Teil deſſen, was ein
Reichsamt für Hygiene und n zu leiſten ader es

eden nur ein und reſſortiert in übrigen von einer
heitlichen“ Oberbehörde, alſo nicht das, was beiſpielsweiſe un
reich- Ungarn neuerdings in einem eignen Geſundheitsminiſterium
geſchaffen werden ſoll. Denn wo bleiben die großen Fragen
der Bevölkerungspolitik, der Raſſen- und allgem
Sozialhygiene, der umfaſſenden Maßnahmen der Krankheitsdekämp
fung auf dem Verwaltungswege und der vorbeugenden ſanitären Auf
gaben, die aus der Reichsſozialverſicherung entſtanden ſind?

Eine andre n für eine Dreiteilung des Reichsamts
des Jnnern, mit einem Reichs amt für Sozialpolitik, alſo
mit einer Trennung der Sozial von der Wirttſchaftspolitik, worin die
ſoziale Hygiene mehr realiſierend und verwaltungstechniſch zum Aus
druck gebracht werden ſollte. Im Zuſammenhang mit dieſen Reform
vorſchlägen ſteht auch die Forderung eines etariats für Ge
ſundheitspflege und ſoziales Verſicherungsweſen, wie es von dem Sozial
hygieniker Dr. med. Prof. Alfred Grotjahn im Berliner
(Nr. 310 vom 20. Juni 1917) darſtellt und e wurde.
ſoll das Reichsgeſundheitsami, die Reichsanſtalt für Angeſtellte uſw.
zuſammengefaßt werden. In der e wird u. a. mit dem Hin
weis auf das Hygieneminiſterium in England und den Miniſterien
3 Volksgeſundheit und ſoziale Fürſorge in Oeſterreich und Ungarn
geſagt:

Den größten Nutzen von dem neuen Staatsſekretariat würden
Reichsgeſundheitsamt und Reichsverſicherungs-amt haben, weil ſie beide ihre Eigenart beidehalten und doch ſich
gegenſeitig mehr als bisher befruchten und vor Reichstag und Bundes
rat ſich weitaus kräftiger zur Geltung zu bringen vermöchten als
bisher. Es würde mit einem Schlage der jetzt von ſozialhygieniſcher
Seite ſo ſtark empfundene Uebelſtand forifallen, daß im Geſundheits
amt des Reichs zu ſehr Theorie und Wiſſenſchaft ohne Fühlung mit
der Verwaltung getrieben wird, im Reichsverſicherungsamt dag
häufig der gute Wille und die Möglichkeit eines großzügigen ſozial-
hygieniſchen Wirkens zu einem dem Stande der hygieniſchen Wiſſen
ſchaft nicht entſprechenden koſtſpieligen Experimentieren führte.

Die letzteren Ausführungen wird jeder beſtätigen müſſen, der im
Verlauf der Jahre nur einigermaßen die Dinge im Zuſammenhang mit
der Ausgeſtaltung des Arbeiterſchutzes beim Reichsamt des Innern
verſolgen konnte. Aus den Kreiſen der Aerzte und Jntellektuellen for
dert man deshalb, kurz geſagt, ein Reichsminiſterium für das
geſamte Geſundheitsweſen mit einer ärztlichen Ober
leitung. Jnwieweit hierdurch auch eine Zahl von wichtigen Problemen,
wie das Zuſammenwirken der Krankenkaſſen mit den ärztlichen Organi

im der Aula des sfädfihen lyreums, halt, An Praumenae

ſationen und mit dem Deutſchen Apothekerverein uſw., eine mehr zeitge

ne Oderleitung mög

im Zuſammen

wie die Phyſikaliſch Techniſche

möglich

als
eine „ä t

des Problems eine G die ärztlichenntereſſen“, die ſich auf einem ſehr materiellen Badenwurden im letzten Jahrzehnt zum Nachteil der Arbeiterpatienten oft

unhuman zur Ge gebracht. Wenn das ſchon unter einer
war, was kann dann nicht alles von einer

Oberleitung erwartet werden!

Jnwieweit das Reichsamt des e h tden 77 des c deein t hat, i weht
1 überſehen. Aber durch Tatſ beſtätigt ſteht unzwetfelhaft

z e Big eher S ehe Seedas ſammenarbeiten des Reicheberſcherugenie mit dem Ge

noch mehr unterbunden worden als vordem, wo beide
Reichsamt des Innern unterſtellt waren Das wird auch

n Zuſe hang mit den Zielen der Bevölkerungspolitik, des Geſund
Der und des Ardeiterſch es a einen andern Teil des Reſſorts,

eichsanſtalt und das Bauweſen,
wo dieſe doch als mitwirkend bei der Hygienetechnik und dem

nungswefen in Frage kommen. Vor allem wird die Forderung
zu vertreten ſein: das Gefundheitsamt auch dem Reichs
wirtſchaftsamt mit zu unterſtellen. Zu einem beſſeren
und praktiſchen s ammenarbeiten bliebe immerhin noch die Frage offen:

nwieweit das Geſundheitsamt mit dem Reichsverſicherungsamt zu einer
elle für Geſundheitsweſen vereinigt oder auszügeſtälten als
erſcheint. Einer derartigen Zentralſtelle würde aber auch eine

erweiterte und verantwortliche Selbſtändigkeit gewährt werden müſſen.
Als dringend erforderlich wird ſich jetzt aber auch ergeben haben: das
Reichsverſicherungsamt mit den eBrufsgenoſſenſchaften von dem ſchlep

Geſchäftsgang des Arbeiterſchutzes zu befreien. Das könnte un
chwer dadurch geſchehen, daß durch einen Zuſatz in der Reichsver
h deringaordning 855, 857, 864) beſtimmt wird, in dem Amt
einen Beirat, beſtehend aus gleichen Teilen von Unternehmern und Ar
beitern, einzufügen, der bei Einzelfragen zur Unfallverhütüng anregend
und verantwortlich mit zu entſcheiden hat. Denn wie die Erfahrungen

n dekunden, genügen hier, um ſchädliche Einflüſſe und nachteilige
nierlaſſungen zu verhindern, die je zwölf nichtſtändigen Vertreter der

Ardeiter und Verſicherten auf keinen Fall. Wie in dieſem Zuſammen
hange ſich zeigt, handelt es ſich hier um äußerſt wichtige Arbeiterinter-
eſſen, die auch dementſprechend im Reichswirtſchaftsamt und im Bundes
rat eine ernſte Wahrnehmung erfordern. Denn wie vom Reichsvet
ſicherungsamt ſeinerzeit zum Ausdruck gebracht wurde, „iſt die Wahr
nehmung der Unfallverhütung die vornehmſte Auf
gabe der Berufsgenoſſenſchafiten“!

G. Heinke. (Hamburger Echo.)
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Sonnabend, den 22. Junt 1918, vormittags 11 Vhr:

Eröffnung der
aber Ausstellung für Söungings-Fürsorge

des Vaterländischen Frauen-Vereins.
Eintritt 1 Mark.

die Ausstellung ist tsgüich von 9—1 Uhr vorm. und 3—6 Uhr nachmittags geöfinet,

Eintritt 20 Pfennig für Schülerinnen 10 Pfennig

Ter mIur Erüfuunn: bede, es gohenoigren der Sauginesptege

besonderer Berücksichtigung der Stadt Halle
und des Herrn Stadtassistenzarzt Dr. Rech:

„Organisation der Sauglingspflege in Halle.
Montag, den 24. Junl, abenäs S Uhr im Auditorium Maximum:

Vortrag des Herrn Prof.De San Ueber die Chirurgie des Kindesalters
Freitag, den 28. Junl, abends s Uhr im Auditortum Maximum:

Vortrag des Hrn. stellv.

Vorverkauf der Eintrittskarten zu den Vorträgen zu 1 H. in den
Hofmusikalien-Handlungen H. Hothan, Gr. Ulrichstr. 38, und R. Koch,

Sir Dr. Strauch; innere Erkrankungen im Kindesalter“,

Sonnabend, den 29. Junig nachmittags 4 Uhr
bilitär-Konzert im Rurgarten Wittekind

ausgeführt von der Musik -Abtenhung des Ersatz-Bataiſſons des Lanchw.-inf.-Regts. Nr. 36.

Eintritt 1 Mark, Kinder 50 Pfennlg.)
Gleichzeitig findet daselbst die Gewinnvertellung der Lotterie

zugunsten der Säuglings-Fürsorge statt.

Alte Promenade 1 a.

altberühmtes Solbad in anmutiger,
eschützter Lage im Nord. von Halle S.

Kohlenssäure- u. mit echter Schmiede-
berger Eisenmoorerde zubereitete Moorbäder. Sol-
uelle mit kräftiger Radioaktivität. Elektr. Lichtbäder.Kurpark in Verbindung mit dem romantisch gelegenen

Zoolögischen Garten auf dem Reilsberge. In nächster Nähe:
Börgerpark, Burgruine Giebichenstein mit altem Park,
Klaus und Nachtigalleninsel und Borg-
schenke. Wohnungen im Kurhause und in den Villen
des Bades. Aerztſiche Behandlung übernehmen alle
medizinischen Professoren e Medhvin.
Lei des Bades: Geh. San.-Rat Dr. M Das Badecht t Halle a. S. und wird von dieser selbst
verwaltet. erneeg& wird Inter a
auf Wunsch Kostenfrei n t. Ferrnuf: h,

Kodeanstaſt:Halle a. S. Nr. 6844. Fernruf Nr. 2675
(für Bestellung der Bäder).

mit
Markttaschen in Bast und Kunstleder

Stück 8.75, 6.95, 5.25, 3.25, 2.25, 1288 M.
Einkaufshe utel in verschiedenen Formen

Stück 4.35, 3.95, 2.98, 1.98, 1.38 M.

Marktnetze Stäck 248, 2.18, 198 M.

Hand- und Waschkörbe
Bürsten waren

in großer Auswahl Zu billigen Preisen

Kaufhaus [1231t. Eſkan, Leipzigerstr. 87

Donnerstag, den 209. Juni

Heute abend 8 VUhr:

Dieſe Frage hat Genoſſe Eduard David in einer
vor dem holländiſch ſkandinaviſchen Friedens
komitee in Stockholm am 6. Juli 1917 gehaltenen
Rede beantwortet. Dieſe Rede iſt unter vorſtehen
dem Titel ſoeben in unſerem Verlag im Druck
erſchienen. Aus dem Inhalt heben wir hervor
Die imperialiſtiſchen Grundurſachen. Die
Entente als w. Die Politikder Zentralmächte. Die Einkreiſung D
lands. Die Größe der Gefahr für D
e

e Broſchüre iſt auch durch jede Buchhandlau beziehen. e e en v
Zu beziehen durch die

Buchhandlung Voſksstimme, Br. Urichstr. 27

N. fuchs, Au
Haſſe a. S., Gr. Ulrichstr. 58, I. M. Etage.

ma KXredit auch nach auswüärts.

Empfehle mein großes
Lager in 3 Etagen in

la27o

sstattungs-Geschäft,

Anfang 7,30 Uhr. Egde 10 Uhr

Konzert
Einmaliges Gaſtſpiel des

vom [1285

Neuen Theaters
Frankfurt a. M.:

a Sdes Husaren- Regiments
Die Koralle.

Schauſpiel von G. Kaifer.

Nr. 12 Freitag: Die toten Augen.
Dauerkarten sind galtig.

Do 2. Zunnerstag, 2
nachmi

und abends 7 Unr:

Ronzert
vom 1285

Hosenträger
F. C. Siebert a

Untere Leipziger Str. 9

von Karl Kanterg Preis 20 Pf.

die önkernetoneltät und der ſrien t

Stadttheater -Orchester,

Opernsär
Mitglied des Halleschen

Stadttheaters.

7 vrr ab geht Kinder
Ailitär ohne wiengrse stgrad

zahlt
nachmittags 20 P.



Yshung nicht ſofort, ſondern

S

Halle und Saalkreis.
vHalle, 19. Juni 1918.

Halleſche Hausbeſiter.

Kündigungsdrohung gegenüber Kriegerfamilien!
Von der ſtädtiſchen Kriegsunterſtützungs

Kommiſſion wird uns geſchrieben:
Der letzte Quartalstermin hat mehreren Hausbeſitzern Ver

anlaſfung gegeben, von den bei ihnen wohnenden Kriegerfrauen
eine ſofortige Erhöhung des Mietzinſes, teilweiſe unter Androhung
der Kündigung im Falle der Weigerung, zu verlangen. Ein ſolches
Verfahren iſt nicht nur geſetzlich unzuläſſig, ſondern muß auch aus
vaterländiſchen Geſichtspunkten auf das ſchärfſte verurteilt werden.
Eine Kündigung der Wohnung und damit mittelbar eine Er-
höhung. des Mietzinſes iſt, ſolange der Ehemann im Felde ſteht,
nur mit deſſen ausdrücklicher Zuſtimmung durchführbar, auch wenn
die Ehefrau den Mietvertrag mitunterſchrieben haben ſollte. Keines
falls iſt eine Zwangsvollſtreckung in die der Ehefrau gewährte 2
Kriegsunterſtützung oder gar zwangsweiſe eine Räumung der Woh
nung während der Dauer des Krieges zuläſſig.

Es ſoll nicht verdannt werden, daß in dieſen geſetzlichen Schutz
vorſchriften zugunſten des zum Heeresdienſt einberufenen Mieters
eine Härte für den Hausbeſitzer durch etwaige Erhöhung der
Hypoihekenzinſen und anderer Hauslaſten liegen kann, aber die
Erhaltung des bisherigen Heims und die Befreiung von Sorgen
des täglichen Lebens für unſere die Heimat ſchützenden Mitbürger
muß den privaten Intereſſen des Vermieters nun einmal voran-
gehen. Anderſeits genießt ja auch der Hausbeſitzer gegen unan
gemeſſene Steigerung oder Beitvreibung rückſtändiger Hypotheken
zinſen den Schutz der Kriegsgeſtztze, indem das Gericht ihm Stundung
auf Antrag gewähren zann. Außerdem gewährt-Sie Stadt den
Kriegerfrauen einen monatlichen Zuſchuß zur Bezahlung der
Mieten bis zur Hälfte, jedoch höchſtens 90 M., ohne dafür, wie es
in den meiſten andern Gemeinden üblich iſt, vom Hausbeſitzer als
Gegenkeiſtung einen Verzicht auf oder z des Mietzinſes zu

verlangen. ß mSollten Fälle ſolchen geſetzwidrigen rigoroſen Vorgehens der
Hausbeſitzer in größerer Zahl bekannt werden, ſo wird die Stadt
ſchließlich ebenfalls ſolchen Verzicht verlangen müſſes, abgeſehen
von anderen Schutzmaßnahmen. Eine Erhöhung des ſtädtiſchen
Mietzuſchuſſes auf mehr als die Hälfte und mehr als monatlich
30 M. iſt ausgeſchloſſen, da die Stadt hiermit in Verbindung
mit den ſonſtigen laufenden Unterſtützungen ſchon mehr gewährt
als die meiſten anderen Gemeinden.

Glaubt der Hausbeſitzer im einzelnen Falle um eine Er-
höhung des Mietzinſes aus beſonderen Gründen nicht herum-
kommen zu können, ſo mag er dies mit dem im Felde ſtehenden
Shemanne ſchriftlich vereinbaren, wobei ſelbſtverſtändlich die Ererſt nach Ablauf der Kündigun

gefordert werden darf. iſt dem zum Heeresdienſt einbe
rufenen Ehemanne, nicht der Ehefrau, eine etwaige an ſich zu
läſſige Kündigung ſchriftlich rechtzeitig zuzuſtellen. Praktiſch läßt
dieſe ſich aber, wie oben bemerkt, nur mit Zuſtimmung des Mieters,
nicht durch zwangsweiſe Räumung ausführen, unterbleibt daher
in der Regel beſſer.

Kriegerfrauen, die den Mietvertrag mit unterſchrieben aber
nicht höhere Miete zahlen und nicht freiwillig räumen wollen, ſteht
ebenſo wie ihren abweſenden Ehemännern übrigens das Recht zu,
auf Grund der Bundesrats Bekanntmachung zum Schutze der Mieter
vom 26. Juli 1917 in Ermangelung eines Einigungsamtes das
hieſige Amtsgericht anzurufen, welches nach billigem Ermeſſen und
endgültig über die Wirkſamkeit der erfolgten Kündigung des Ver
mieters und über die Erhöhung des Mietzinſes zu entſcheiden hat.
Nur muß der Antrag unverzüglich nach Empfang der Kündigung
geſtellt werden.

Es iſt zu hoffen, daß etwaige geſetzwidrige Kündigungen und
Steigerungen zurückgenommen und alle Hausbeſitzer in Halle grade
den Kriegern und ihren Familien das Durchhalten nicht erſchweren
werden, damit ein Eingrerfen der zuſtändigen Zivil- und Militär
behörden zum nächſten Quartalstermn vermieden wird.

e

Dame Muwech den 70. Ja Tors.
orroowooooernaſceoonn o
Verſicherungspflicht und Aerzte.
Ende Juni wird ein außerordentliche Aerztetag auf Veran-

laſſung der ärgtlichen Organiſationen zu den Anträgen im Reichs
tage und den Anregungen der Krankenkaſſenhauptverbände bei der
Reichsregierung, betreffend die Erhöhung der Verſicherungsgrenze in
der Krankenverſicherung, Stellung nehmen.

Der Aerzte ſcheint ſich eine lebhafte Erregung wegen dieſer
Anträge bemächtigt zu, haben. Sie befürchten anſcheinend, daß da
durch eine Ausdehnung der Krankenverſicherungspflicht und eine
Einengung ihrer Privatpraxis bewirkt werde. Dies iſt jedoch ein
Jrrtum, der nur dadurch entſtanden ſein kann, daß die Aerzteldie
Anträge auf Erhöhung der Verſicherungsgrenze nicht genau verfolgt
haben. Es handelt ſich nicht darum, den Kreis der Krankenverſiche
rungspflichtigen zu erweitern, ſondern darum, diejenigen Per-
ſonen, die jetzt infolge von Gehaltserhöhungen und Teuerungszu
lagen während des Krieges aus der Verſicherungspflicht ausſcheiden
müſſen, wieder in die Krankenverſicherung einzubeziehen.

Der F 165 Abſ. 2 RVO. beſtimmt nämlich, daß bei Betriebs
beamten, Werkmeiſtern, Handlungsgehilfen, Bühnen und Orcheſter
mitgliedern ſowie Lehrern und Erziehern Vorausſetzung für die
Verſicherungspflicht iſt, daß ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt
500 M. nicht überſteigt. Die wichtigſten dieſer Gruppen ſind. die

Handlungsgehilfen, Betriebsbeamten, Werkmeiſter und ähnliche An
geſtellte. Es ſind das diejenigen Angeſtellten, die auch unter die
Angeſtelltenverſicherung fallen. Ein Teil von ihnen iſt dürch die
Kriegszulagen zu einem Einkommen von mehr als 2500 M. ge-
kommen; damit erloſch ihre Verſicherungspflicht. Die ſoziale Lage
dieſer Angeſtellten iſt aber trotz dieſer Gehaltserhöhungen keines
wegs günſtiger geworden. Sie gehören nach wie vor zu den wirt
ſchaftlich Schwachen, die durch die Verſicherungspflicht geſchützt wer
den ſollen. Es liegt alſo für die Aerzte keine Veranlaſſung vor,
ſich gegen derartige Anträge zu wenden, die nichts anderes wollen,
als ein Unrecht wieder gut machen.

Zudem iſt der Kreis der hier in Betracht kommenden Per-
ſonen wirklich nicht ſo groß, daß ſich deswegen die Abhaltung
eines außerordentlichen Aerztetages lohnt. Während des Krieges
umfaßt die Krankenverſicherung etwa 13 bis 14 Millionen Ver
ſicherte, während vielleicht 34 Millionen Privatangeſtellte im ganzen
Reiche Beſchäftigung ſtehen. Von dieſen 34 Millionen
unterliegen der Angeſtelltenverſicherungspflicht etwa c Million.
Das ſind alſo alle Ängeſtellte bis zu 5000 M. Jahreseinkommen.
Ein Gehalt von 2500 M. bis zu der beantragten neuen Grenze
von 4000 M. werden vielleicht 100 000 Angeſtellte beziehen, die
aber über das ganze Deutſche Reich verſtreut ſind. Dieſe hundert
tauſend Verſicherte ſind durch die Entwicklung der Kriegsverhältniſſe

aus der v ausgeſchieden, konnten ſich aberbisher ſchon freiwillig weiterverſichern. Einzelne mögen das ver
ſäumt haben, die meiſten ſind jedoch Kaſſenmitglieder geblieben,
nur daß jetzt der Arbeitgeber keine Verpflichtung zur Bezahlung
der Beiträge hat. Daher ſollen ſie wieder verſicherungspflichtig
werden. Das iſt eine Forderung, die jeder ſozialdenkende Menſch,
auch wenn er Arzt iſt, als berechtigt anerkennen ſollte.

Die Beunruhigung der Oeffentlichkeit durch die Behauptung,
es ſei die Ausgeſtaltung der Krankenverſicherung zu einer allger für das ganze Volk beabſichtigt entbehrt

Alfa jeder Grundlage e
Zwangsmäßig frei. Kleiberabgabe. Der Magiſtrat gibt

bekannt: Die Friſt zur freiwwilligen Abgabe der Kleider naht ihrem
Ende. Jedermann, der einen entbehrlichen Anzug hat, bringe ihn
ſchleunigſt zur Altkleiderſtelle (Leipziger Straße 17), geöfnet 9——1
und 3--5. Vom 1. Juli an wird bei allen Perſonen, die nicht
wenigſtens einen Anzug abgegeben haben, eine Kleiderbeſtandauf-
nahme durchgeführt werden.

Die GenoſſenſchaftsBuchdruckerei, alſo die Unternehmung, die
das Volksblatt druckt, hält Donnerstag abend 8 Uhr im Volks
park ihre ordentliche Halbjahrs- Generalverſammlung ab. Auf der
Tagesordnung ſtehen folgende Beratungsgegenſtände: 1. Halbjahrs-
bericht. 2. Antrag der Mitglieder Dreſcher und Genoſſen: Die
unterzeichneten Mitglieder der Genoſſenſchaft beantragen hiermit
eine außerordentliche General-Verſammlung. Jn dieſer ſoll zur
Erörterung kommen: Die erfolgte Ueberweiſung von 7000 M.
(ſieben Tauſend Mark) aus Mitteln der Genoſſenſchaft an das
hieſige Sekretariat des Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Ver
eins. Wir berufen uns bei unſerem Antrage auf die 16, 20,
Abſ. 1 und 2, g 38 des Statuts der Halleſchen Genoſſenſchafts-
Buchdruckerei, ſowie auf das GenoſſenſchaftsGeſetz. Mit genoſſen

Beilage zur Volksſtimme.
2. Jahrgang.

ſchaftlichem Gruße: Jm Auftrage der Mitunterzeichner: R. Dreſcher,
Halle, Harz 42. H. Garbe. H. Strehler. Fr. Kleeis. W. Heyne.
G. Gerig. J. Streicher. Rud. Heyne, Diemitz. 3. Antrag Schade:
„Die GeneralVerſammlung bevollmächtigt den Vorſtand, eine
etwaige Verpachtung der Druckerei abſchließen zu können.“

Die Einführung fleiſchloſer Wochen beſchäftigt ſchon ſeit längerer
Zeit das ſächſiſche Lebensmittelamt. Ob eine Verkleinerung der Wochen-
rationen oder fleiſchloſe Wochen eingeführt werden, ſtehen zur Zeit noch
nicht feſt, doch dürften in der nächſten Zeit definitive Beſchlüſſe hierüber
gefaßt werden. Die Regelung wird nicht nur in Sachſen, ſondern in
allen deutſchen Bundesſtaaten einheitlich durchgeführt. Eine Schonung
der Viehbeſtände ſei ſchon deshalb notwendig, um auch die Miſlchver
ſorgung ſicherzuſtellen, weshalb eine weitere Abſchlachtung von Milch
kühen vermieden werden ſoll.

Rafionierung auch des Pferdefleiſches? Die im Pferdefleiſch
del während der letzten Zeit hervorgetretenen Mißſtände haben den

taatsſekretär des Kriegsernährungsamtes veranlaßt, für den Ankauf
von Pferden zur Schlachtung, für den Betrieb des Roßſchlächterei-
gewerbes und den Handel mit Pferdefleiſch den Genehmigungszwang
einzuführen. Die Verordnung gibt den Handelszentralbehörden die Be
fugnis, ihrerſeits die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen zu er
laſſen. Insbeſondere ſind die Landeszentrolbehörden berechtigt, an den
jenigen Stellen, an denen ein Bedürfnis nach Einführung von Richt
oder Höchſtpreiſen für Schlachtpferde beſteht, ſolche feſtzuſetzen. Wo es
durchführbar erſcheint, ſollen Kundenliſten zur Einführung gelangen,
damit das von der Verordnung erſtrebte Ziel, das Pferdefleiſch der min
n i gen Bevölkerung möglichſt gleichmäßig zuzuführen, eher er-
reicht wird.

In 25 Fällen die Obſtnuhung enkeignet. Von der Provinzialſtelle
für Gemüſe und Obſt wird uns mitgeteilt, daß ſie bei 25 zum Teilrecht großen Obſtpachtungen wegen Preisüberbielung von dem Ent-

eignungsrecht Gebrauch gemacht hat. In vielen andern Fällen ſchweben
noch die Ermittelungen, denn vor der Enteignung muß das Vorliegen
einer r r a ſein. Leider befindet ſich unter den
Enteigneten auch die Stadt Halle, der man eine große Kirſchennutzung
abgenommen hat, angeblich weil ſie bei dem gezahſten Pachtpreis die
Höchſtpreiſe nicht einhalten könnte. Von irgendwelchen „Ermiſtlungen“
vorher iſt dabei aber nicht die Rede geweſen.

Beſtandsaufnahme der Biervorräte. Um eine Unterlage für die
nach der Ernte zu erwartende Entſcheidung über die Belieferung der
im neuen Kontingentjahre zu gewinnen, iſt von der Reichsgetreide

für den 30. Juni eine tands aufnahme der ſämtlichen bei den
geren vorhandenen Getreide-, Malz- und Biervorräte angeordnet

worden.

Fur weilkeren e nkur des Wäſcheverbrauchs in Gaſtwiri
ſchaflen uſw. veröffentlicht der Magiſtrat noch eine nähere Bekannt
machung. Demnach iſt vom 1. Juli an zufolge einer Bekanntmachung
der Reichsbekleidungsſtelle die Darreichung von Mundtüchern aus Web,
Wirk- oder Strickwaren in allen denjenigen Betrieben verboten, die
wenn auch nur im Nebenbetriebe entgeltlich Lebens- oder Genf
mittel irgendwelcher Art zur Verzehrung an Ort und Stelle abgeben.
Dieſes Verbot bezieht ſich aber nicht nur auf Gaſt, Schank- und Speiſe
wiriſchaften, Kaffeehäuſer, Konditoreien, Erfriſchungsräume, Hoteis,
enſionen, Logierhäuſer, ſondern auch auf Klubs, Geſeüſchaften, Kaſinos,
ntinen u. Vereine. Ebenſo e in ſolchen Betrieben waſchbare oder

abwaſchdare Web, Wirk oder Strickwaren (Tiſchzeuge) zum Bedecken
der Tiſche auf denen Speiſen und Getränke verabfolgt werden, den
Gäſten vom Betriebsunternehmer, ſeinen Vertretern ngeſtellten oder
dergleichen Perſonen zur Benuhung nicht mide überlaſſen werden.
Damit iſt auch die Bekanntmachung vom 25. Auxuſt 1917 die die Ver
wendung von Tiſchwäſche auf ſchiechten oder mi Hewebeüberzügen ver-
ſehenen Tiſchen zugelaſſen hatte, au'eehoben.

Die Alkkleiderſammlung. Vielfach iſt es mit Recht bemängeli
worden, daß die Annahmeſtelle für getragene Arbeiterkleidung Anzüge
zurückgewieſen haben, die geſtopft oder geflickt ſind. Auf eine Anfrage
an die Reichsbekleidungsſtelle wird nun mitgeteilt, daß eine ſolche Zu
rückweiſung nicht im Sinne der Reichsbekleidungsſtelle liegt. Dieſe legt
nur Wert darauf, daß die abgegebenen Stücke ſich in anſtändigem Zu
ſtande befinden und an ihnen keine oder nur noch geringe Ausbeſſerungen
notwendig ſind, das heißt, daß der Abgebende tunlichſt das Stück vorher
ſelbſt ausbeſſern ſoll. Wo die Annchmeſtellen höhere Anforderungen
geſtellt haben, ſind die Kommunalverbände um Abkſtellung erſucht worden.

Zu der Frage der Aufbringungsmöglichkeiten der angeforderten
Anzüge dürfte die 7 von Intereſſe ſein, daß die Stadt München
ſchon vor etwa einer Woche die ihr auferlegte Zahl von Anzügen aufge
bracht hatte und nunmehr weiter ſammelt, um die ortseingeſeſſenen
Kriegsinvaliden und ſpäter heimkehrenden Krieger zu verſorgen.

Haftung des Ankernehmers fär geſtohlene Kleidungsſtücke der
Arbeiter. Eine für die Arbeiter wichtige Entſcheidung fällle das Ge
werbegericht in Augsburg. Jn einer größeren Brauerei waren einem

Handel und Wandel,
Von F. W. Hackländer.

Von meinem Vormund dagegen erhielt ich eines Tags
ein längeres Schreiben, worin er ſeine Zufriedenheit aus
ſprach, daß ich endlich Raiſon angenommen habe und ein
ſehen gelernt, wie man etwas Tüchtiges lernen müſſe, um

iungen und t dasg was du mit dem Gewiſſen eines
h nüht mit dem Gewiſſen eines pieti-ſtiſchen Heuchlers vereinigen kannſt. v daß

ropos, bald hätt' ich vergeſſen, dir zu ſagen, de e Herr Reißmehl, geſtorben iſt.
Der Herr Philipp führt das Geſchäft auf ſeine Rechnung
fort und iſt Vater eines geſunden Knaben.
Nit dieſem Brief ſaß ich an demſelben Abend lange

auf meinem Zimmer und dicke Tränen fielen auf das Papier.

Hatte der r S W Buchhalteri Il mirLahſeheft erſchen, getan ich mir wost; ſo rieb er auf
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ſeinem Zimmer viele Briefe an auswärtige Handlungs
häuſer, namentlich an unſer Amſterdamer Haus, und dieſe
Briefe kopierte er ſelbſt und ich mußte ſie ihm in letzterer
Zeit auf die Poſt tragen, nachdem ich ihm das Verſprechen
gegeben, niemandem davon zu ſagen; auch erhielt er viele
Briefe mit ſeinem Namen und dieſe mußte ich auf der
Poſt, wo ich die ganze Korreſpondenz täglich abholte, aus
ſondern und ihm insgeheim übergeben. Einmal hatte ich
auf ſeinem Tiſch ein Schreiben liegen geſehen, worin ihm
ein Bekannter anzeigt, er habe den Wechſel im Betrag von
ſo und ſo viel richtig erhalten und ihm gutgeſchrieben. Doch
war an allem dieſem eigentlich nichts Verdächtiges, der Herr
Specht hatte ja die Prokura des Hauſes und konnte wohl
auf Befehl der Prinzipalin einzelne Geſchäfte, die im Kontor
nicht bekannt werden ſollten, auf ſeinem Zimmer abmachen.

Nur etwas war mir eines Abends, als wir beiſammen-
ſaßen, aufgefallen, daß nämlich der Buchhalter mir einen
Brief mit der Unterſchrift der Madame Stieglitz vorlegte
und dazu ſagte: „Unſere Prinzipalin hat eine eigene kritzelige
Handſchrift, halb Männer- halb Frauenhand, die Schrift
züge derſelben haben mit Jhrer Schreibart eine merkwürdige
Aehnlichkeit, ſchreiben Sie mir doch des Spaßes halber ein
mal die Unterſchrift nach.“ Jch tat, wie mir geheißen und
brachte ſie täuſchend ähnlich hervor. Er warf das Blatt in
eine Mappe und wir ſprachen nicht mehr davon.

Lange Zeit war ich unſchlüſſig, was ich mit dem Briefe
meines Vormunds anfangen ſollte, ich ſchwankte, ob es beſſer
wäre, ihn der Madame Stieglitz vorzulegen oder ihn ver
trauensvoll dem Buchhalter zu übergeben. Jch entſchied mich
für das letztere der Herr Specht dankte mir herzlich für
meine Anhänglichkeit an ihn und verſprach, dieſelbe nach
ſeinem beſten Willen zu belohnen. „Sehen Sie,“ ſagte er
mit aufgehobenen Augen, der Unſchuldige muß viel leiden,“
und ſetzte mit feierlicher Stimme hinzu: „Herr, ſchaffe mir
Recht, denn ich bin unſchuldig, ich hoffe auf den Herrn,
darum werde ich nicht fallen.“

„Jhre Offenheit,“ fuhr er mit ſanfter Stimme fort, „hat
mir bewieſen, daß Sie auf dem wahren Wege des Heils
der ſüßen Gnade entgegen wandeln. Es iſt an der Zeit, daß

einen Schritt weitertue und Sie einführe in jene gott
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gefalligen Verſammlungen, wo mit warmem Herzen und mit

heißem Munde das Lob des Herrn verkündet wird, lieb
lich und wohlgefällig der Seele. Halten Sie ſich deshalb
bereit, nächſten Freitagabend mit mir auszugehen, für die
Erlaubnis hierzu werde ich ſchon ſorgen.

Gute Nacht, mein Lieber, Hoffnung und Vertrauen!
Mein Fuß geht richtig, ich will dich loben, Herr, in

den Verſammlungen!“

31.

Die Betſtunde.
In einem der entlegenſten Teile der Stadt, am Ufer

des kleinen Fluſſes, der an der Hauptſtraße jenes Viertels
vorbeifließt, lag ein kleines Haus, aus dem der Vorüber-
gehende oftmals, beſonders des Freitagabends, geiſtliche Lic-
der erſchallen hörte, die darin geſungen wurden. Dieſes
Haus gehörte einem Färbermeiſter, einem von der Gnade
vollkommen durchdrungenen Manne, der ſein Geſchäft nicht
mehr fortſetzte, da er den ganzen Tag Viſionen hatte, deren
Glanz und Pracht ſeine Augen ſo verdunkelte, daß er nicht
mehr imſtande war, irdiſche Farben zu erkenn und alſo
zu ſeinem Geſchäft vollkommen unkduglich war.
Der Mann hatte ſich einen kleinen Weinſchank zugelegt, und
böſe Zungen behaupteten, er ſei ſelbſt ſein eifrigſter Kunde.
deshalb den ganzen Tag betrunken, aus welchem Zuſtand
auch ſeine Viſionen ſtammten. Dem ſei nun, wie ihm wolle
die Gemeinde der Auserwählten hielt ihn für ein erkorenes
Rüſtzeug, und da der Mann trotz ſeines Weinſchanks in
ſeinen Verhältniſſen täglich mehr zurückging, ſo mietete man,
um ihm einigermaßen unter die Arme zu greifen, den obern
Stock ſeines Hauſes und ließ dort ein paar große Zimmer
zu Betverſammlungen einrichten.

Wer in jenem Stadtviertel keine Geſchäfte hatte, ließ
ſich namentlich des Abends dort nicht ſehen; über den ziem
lich breiten Fluß drang nicht Klang noch Geſang ans andere
Ufer, und dort hinaus befand ſich ein zweiter Betſaal, wohin
ſich die Gemeinde ſpäter zurückz. damit profane Ohren
auf der Straße nichts von dem Jauchzen des Halleluja ver
nähmen.

Fortſetzung folgt.)
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Ardetfer aus dem nicht verſchließbaren Aufbewahrungsraum Klader
und Schuhe im Werte von 160 M. geſtohlen worden. Da im gleichen
Betrieb ſchon vorher Diebſtähle von Arbeitskleidern vorg

waren, wurde die Betriebsleitung von den Arbeitern wiederholt e
den Aufbewahrungsraum verſchüeßbar zu machen oder den Arbeitern
verſchließbare Kleiderſchränke zur Verfügung zu ſtellen. Aber die Di-
rektion kam dieſem Anſuchen nicht nach, vielmehr begnügte ſie ſich
damit, durch einen Anſchlag bekanntzugeben, daß die Firma bei Dieb
ſtählen von den Ardeitern gehörigen Gegenſtänden eine Haſtung nicht
üdernimmit, Der bdeſtohlene Arbeiſer verlangte trotzdem von
Schodenerſatz, wurde aber damit abgewieſen. Das Gewerbegericht, an
das er ſich nun wandte, entſchied r Wrpzrpr Verhandlung, daß die
veklagte Firma an den Arbeiter 160 M. nebſt 4 Prozent Zinſen, für die
ihm abhanden gekommenen Kleidungsſtücke zu zahlen hat. s Gericht
hielt es für daß die Firma wiederholt auf den Mangel
des nichtverſchließbaren Aufbewahrungsraumes hingewieſen wurde, ohne
daß dem Mißſtand ehe wurde, obwohl techniſche erigkeiten
nicht beſtanden. Der bloße Anſchlag mit der Ablehnung der Ha
der Fitma für geſtohlene Gegenſtände der Arbeiter des Betriebes
ungenügend und enthebe die Firma nicht von der Verpflichtung, Vorſorge

zu um dDiebſtähle hintanzuhalten. Nachdem die Firma trotz
Aufforderung das billige und gerechte Verlangen der Arbeiter nicht er
füllt habe, ſo liege ein Verſtoß gegen die im Verkehr T Sorg-
ſalt vor, zu deren Beobachtung der Arbeitgeber nach F 276 des Bürger
lichen Geſetzduches verpflichtet iſt? Die Arbeiter allerorts werden gut
tun, ſich dieſes Urteil zu merken.

Die Wonde denen fär Säpglingefärſorge, die der Valer
ändiſche Frauenverein vom 22. bis 30. Juni im Städtiſchen Lyzeum
abhäit, ſoll alle Frauen und die heranwachſenden Mädchen mit den
Grundſätzen einer ſachgemäßen Pflege des Säugling bekannt machen
nd fie von der unbedingten Noiwendigkeit, planmäßige Säuglingsfür-
ſorge durchzuführen, überzeugen. Es werden deshalb in der Wander
qusſtellung, deren Erklärung durch zwei hierfür beſonders vorgebildete
Schweſtern (Hilfsſchweſtern) vom Roten Kreuz erfolgt, Führungen für
Hedammen, Krankenpflegerinnen, Hilfsſchweſtern und Helferinnen vom
Roten Kreuz, die Arbeiterinnen der hieſigen Fabriken, erinnen der
oberen Klaſſen veranſtaltet. Während der Dauer der Ausſtellung findn
verſchiedene Vorträge ſtatt, und zwar ſprechen die Herren Profeſſor Dr.
Schmieden, Medizinalrat Dr. Bundt, Stadtaſſiſtenzarzt Dr. ech, ſt
vertretender Stadtarzt Dr. Strauch. Der Beſuch der Ausſtellung iſt
on 9 dis 1 und 3 bis 6 Uhr gegen ein Eintrittsgeld von 20 Pf. (am
Eröffnungstage 1 Mark) gedffnet.

Der Den Kinderſchutzverband hält am 21. und 22. Juni in
eine Tagung ab, zu der ſich Perſonen aus allen Gegenden

Deuiſchlands angemeldet haben. Als r ſtehtan: De vorbeugende Kinderſchuß in Stadt und Land Vo träge
werden halten: Direktor Dr. Polligkeit (Frankfurt a. M.), Paſtor Bahn
ſon (Hamburg), Frau Johanna Kießling (Heinzendorf i. Re
gierungsrat Dr. Nollau (Köslin), Oberlandesgerichtsrat
(München), Schriftſteller Achilles (Leipzig) und ektor Haſelhuhn
(Magdeburg). Einen öffentlichen Vortrag wird Frl. Ida Klockow, Di-
rektorin eines Lyzeums (Charlottenburg), über Zuſammenhang des
ginderſchutzes mit der Junghelferbewegung halten.

Die bahn Halle Merſeburg gibt bekannt, daß ſie infolge
der Verkehrsſteuer vom 1. Juli an folgende Preiserhöhungen eintreten
laſſen wird: Für jeden Perſonen-Fahrſchein 5 Pf. Zuſchlag.Monatskarten: 1. und 2. Sike 3. iſt 33 M. (Beik.
5.30 M) 2. Klaſſe 7.90 M. (Beik. 6.70 M.), 3. und 4. Teilſtrecken
3. Kl. 960 M. (Beit. 8.50 M.), 2. Kl. 11.30 M. (Beik. 10,20

Militär und Gepäckſcheine, ſowie Schüler und Arbeiterkarten
bleiben unverändert.

Die aus Frankreich und aus Rußland zurückkehrenden
Soldaien werden im Heimatgebiet weſensverſchieden verwendet,
worüber ſich eine amtliche Stelle zur Erklärung folgendermaßen aus-
läßt: Die deutſchen Heeresangehörigen, die in Frankreich kriegsge
fangen waren, ſind der Freiheit wiedergegeben worden auf rund
von Admachungen zwiſchen Deutſchland und Frankreich, die den Aus

tauſch Deutſcher gegen kriegsgefangene Jund Belgier zum Gegenſtande haben. beiden Ländern wer ch
dieſen Austauſch der Kriegswirtſchaft wertvolle, anderweitig nur ſchwer
oder üderhaupt nicht zu deſchaffende Arbeitskräfte entzogen. Der
dadurch entſtehende Ausfall muß alsbald gedeckt werden, was zwech
mäßig nur durch Einſtellung der auf Grund der Austauſchabmachungen
Heimkehrenden geſchehen kann. Aus dieſem Grunde iſt für die aus
Frankreich heimkehrenden Kriegsgefangenen lediglich Arbeitsverwendung
vorgeſehen; nach Gewährung eines Erholungsurlaubes, der im allge
meinen nicht über vier Wochen ausgedehnt werden ſoll erfolgt le
Einſtellung in kriegswirtſchaftliche Betriebe, ſo weit wie m lich an dem
früheren Wohnort u. in Nähe der Angehörigen. Dagegen müſſen die aus
der e Kriegsgefangenſchaft Heimkehtenden nach Maßgabe ihrerkörperl Taugihheri eder im Heere und unter Umſtänden vor dem

Feinde Dienſt tun. Jhre Rückkehr erfolgt auf Grund der mit den öſt
lichen Ländern enen Friedensverträge, in denen deren der
ſpäteren Verwendung der beiderſeitigen Kriegsgefangenen keinerlei Bin
dungen enthalten ſind. Demgemäß können die aus ruſſiſcher Kriegs
geſangenſchaft Zurückgekehrten, nach Ablauf eines Urlaubs von ange
meſſener Dauer, ohne Einſchränkung im Heeresdienſt wieder verwen
werden. Es iſt ſomit von der Rückkehr der kriegsgefangenen Deutſchen
aus Rußland, die allerdings bis zu ihrem rn längere Jeit in An
ſpruch nehmen wird, eine recht beträchtliche Verſtärkung der dentſchen
Wehrmacht, insbeſondere auch des Kampfheeres, zu erwarten.

Zufammenſtoß zwiſchen Hafen- und Fernbahn. Am Dienstagvormſttag kam aus e Häuſerſchlippe in der Huttenſtraße eine Loko

motive der Hafenbahn, gerade als ein Zug der Fergbahn Halle-Merſe-
burg die Oleiskreuzung überfuhr. Die Lokomotive erfaßte noch den hin
teren Teil des Triebwagens und drückte dieſen langſam um. In dem
Wagen befanden ſich etwa 25 Perſonen, von denen eine Frau dadurch
zu Schaden kam, daß ſie während des Umfallens des Wagens noch aus
zuſteigen verſuchte. Sie wurde ins Krankenhaus „Bergmannstroſt“
gebracht Lebensgefahr beſteht nicht. Außerdem erlitten noch eine
Frau und ein Knabe leichte Verletzungen. Soweit feſtgeſtellt werden
konnte, trifft den Führer des Fernbahnwagens keine Schuld an dem
Vorgange, vielmehr iſt die Lokomotive unerwartet aus der Schlippe
hervorgefahren, ohne daß die für Gleiskreuzungen vorgeſchriebene rote
Fahne ſichtbar geweſen wäre. Die Entfernung des umgefallenen Trieb-
wogens, der das Gleis ſperrte, wurde ſofort in Angriff genommen, ſo
daß das Gleis alsbald freigemacht werden konnte.

Jeldſtmwordverſuche. Am Montag nachmittag ſprang eine weid-
liche Perſon don 18 bis 20 Jahren unterhalb der Cröllwitzer Brücke aus
ſelbſtmörderiſcher Abſicht in die Saale. Sie wurde durch einen in der
N arbeitenden ſtädtiſchen Gartenarbeiter mit einem Rettungshaken
wieder ans Land gezogen. Da die Lebensmüde bewußtlos war und ſich
auch nach längerer Zeit nicht wieder erholte, wurde ſie mit dem Kranken-

n der Kgl. Klinik zugeführt. Jhr Name ließ ſich bisher noch nicht
feſtſtellen. Jn ihrer an der Ludwig-Wucherer-Straße befindlichen
Wohnung verſuchte ſich eine 31jährige Ehefrau mit Leuchtgas zu ver-
giſten. Vornommene Wiederbelebungsverſuche der dewußtlos gewor-
denen Frau waren von Ekfolg. Der Grund zur Tat dürfte auf einen
vorausgegangenen Woriwechſel mit ihrem Ehemann zurückzuführen ſein.

hlen wurden während der letzten Tage 2 Stücke Stoff von
10 Meter Länge und 1.40 Meter Breite (ſchwarz Baumwollzanella),
außerdem eine ſilberne Herr-Remontoiruhr mit Goldrand, auf dem Rück
deckel das Monogramm „F. B.“

Theater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Stadithegler. Heute Mittwoch „Die Roſe von Stambul“. Am

Donnerstag gaſtiert das Neue Theater Frankfurt a. M. unter Leitung
von Direktor Arthur Hellmer in Georg Kaiſers Schauſpiel „Die Koralle“.
Korten zu dieſer intereſſanten Aufführung ſind noch an der Kaſſe er
hältlich. Freitag findet die letzte Aufführung von d'Alberts Oper Die
toten Augen“ in dieſer Spielzeit ſtatt. Jn der für Sonnabend angeſedtenAufführung von Verdis „Troubadour“ wo Alfred Erneſti erſtwalig die

Titelpartie.
Bad Wittekind. Heute adend 8 Uhr findet ein Militär- Konzert

don dem geſamten aus dem Felde beurlaubten aktiven Trompeterkorps

Ro r te,ne ene a beträgt für Erwachſene
Dauerkarten haben Gültigkeit.

Aus der Proving.
Vationalliberale für das gleiche Doblres
In einer am Sonnabend in Weißenfels abgehaltenen Ver

ſammlung der Nationalliberalen Partei für den Wahlkreis
Naumburg-Weißenfels-Zeigtz, die unter dem Vorſitz des
Obmanns Juſtizrat Wallache (Naumburg) tagte, kam es zu einer
eingehenden Ausſprache der Vertreter über die Stellung zur Wahl
rechtsfrage. An der Debatte nahmen u. a. auch Abgeordneter Dr.
Blankenburg (Zeitz), Abg. Dr. Ludewig (Erfurt) und der Generalſekretär der nationalliberalen Partei du. Hugo teil. Am Schluſſe

der faſt vierſtündigen Debatte wurde folgende Entſchließung an
gegommen:

„Die von Angehörigen aller Stände beſuchte Vertrauens
männerverſammlung der nationalliberalen Partei des Wahl
kreiſes NaumburgWeißzenfelsZeitz ſtimmt unter Würdigung der
politiſchen Lage der Einführung des gleichen Wahlrechts zu. Sie
ſpricht dem Abgeordneten des Wahlkreiſes Herrn Dr. Blanken-
burg ihr Vertrauen zu der von ihm in der Wahlrechtsfrage ver
tretenen Politik aus.

Von den anweſenden 30 Vertretern ſtimmten 84 für das gleiche
Wahlrecht, 5 dagegen. Die Entſchließung ſelbſt wurde, da ein Teil
der Vertreter der Zugverbindungen wegen frilher aufbrechen mußte,
mit 12 gegen 8 Stimmen angenommen. Die früher Aufbrechen
den ſtimmten vor ihrer Abreiſe mit 22 gegen 2 Stimmen für die
Entſchließung.

Naumburg. Vor dem Schwurgericht hatten ſich am Mon
tag die jährige Schloſſersehefrau Marie mucker geb. Schaar
aus P wegen Abtreibung und die Ratsarbeiterfrau Klara Schmidt
eb. chhardt aus e wegen Mittäterſchaft zu verantworten.

e erſte Angeklagte hatte ein umfaſſendes Geſtändnis abgele
wonach die zweite Angeklagte gegen Zahlung don 15 M. (5 M. hatte
ſie darauf erhalten), die Mittel gellefert hatte. Die zweite Ange
klagte beſtritt jede Täterſchaft. Die Verhandlung wurde nicht
öffentlich e und endete mit der Verurtellung der mucker
unter Zubllligung mildernder Umſtände zu einem Jahr und ſechs
Monaten Gefängnis, die Schmidt erhielt unter Aus Stug mildern
der Umſtände drei Jahre Zuchthaus und drei Jahre Ehrverluſt,
auch wurde ſie ſofort derhaftet.

d a r t n Vonwer um den hieſigen en des erſten Bürgerm o warena ellt. Dieſe 3.
en
Zei

nf Bewerber zur engeren rren haden ſich im
ufe der vorigen Woche d werordneten vorgef.ellt. Die Wadl

ſelbſt und in der nächſten Zeit erfolgen

Prozeß mit einigermaßen überraſchendem A g beſchäftigte
die 83. Strafkammer des Landgerichts Leipzig. Der Hauptange
klagte war der Rühlenbeſitzer Waldemar Streubel in Pouch bei
Bitterfeld, der beſchuldigt wurde, in der Zeit vom Oktober 1916
bis zum April 1917 500 Zentner Roggen, die ihm vom Kommunal
verband Bitterfelb zum Vermahlen überwieſen worden waren, aus
geſondert und das Mehl für eigene Rechnung verkauft zu haben.
Seine Mitangeklagten waren die Kaufleute Johannes Knörnſchild,
Ernſt Knuörnſchild und Paul Georg Baumann, der Päckermeiſter
Guſtav Paul Gärtner, der
und der Speditionsinhaber Georg Friedrich Max Heyn, ſämtlich in

käufe vermittelt haben ſollten. Dabei ſollen die ſchon von Streubel
in ver Höhe von 80 bis 170 M. für den Zentner angeſetzten Preiſe
noch ganz erheblich geſteigert worden ſein. Der Angeklagte Heyn
ſoll ſich in der Weiſe der Beihilfe zu den Schiebungen ſchuldig
gemacht haben, daß er das Mehl von Streubels Mühle nach
Leipzig ſchaffte und ſich für die Fuhre zwiſchen Wö bis 820 M.
zahlen ließ. Streubel hat im Heeresdienſt durch die Ungeſchicklich
keit eines Kameraden einen Schuß in den Kopf erhalten und iſt
als dienſtuntauglich entlaſſen worden. Die Schußverletzung ſoll
üble Folgen gehabt haben, Die ſich nach dem Gutachten des Ober
arztes Dr. Böttcher von der Pſychiatriſchen Nervenklinik in ſtarken
geiſtigen Hemmungen äußern. Bei der Beurteilung ſeines Geiſtes
zuſtandes iſt der Zweifel begründet, ob er überhaupt verantwort-
lich gemacht werden kann. Auf Grund der Zeugenausſagen und
Sachverſtändigengutachten kam das Gericht zu der Ueberzeugung,
daß der Haupangeklagte Streubel ſich tatſächlich der Unterſchlagung
der oben angegebenen Mengen von Getreide ſchuldig gemacht und
bei dem Verkauf des aus dieſem Grunde gemahlenen Mehls Preis
wucher getrieben hat. Da er ſich aber in einem Zuſtand befand,
durch den ſeine freie Willensbeſtimmüung ausgeſchloſſen war, ſo
mußte ſeine Freiſprechung erfolgen. Da ſo. das Hanptdelikt nicht
beſtraft werden konnte, ſo waren auch die übrißen Angeklagten frei
zuſprechen. Der Angeklagte Baumann hat von Streubel
100 ZJeniner Mehl gekauft und mit einem ungerechtfertigten Ueber
gewinn von 2428 M. verkauft, bei dieſem Geſchäft iſt ihm Peters
behilflich geweſen, deshalb wurde Baumann zu einer Gelbſtrafe
von 5000 M. und Peters zu einer Geldſtrafe von 8300 M. ver
urteilt. Der Uebergewinn von 2428 M. wird eingezogen, Peters
iſt daran mit 322 M. beteiligt.

Bitlerfeid. Steuerzahlung. Die Zuſtellung der Rran-
ſpätun eine umgehende Steuerzahlung für das erſte
forderlich geworden, und die ſtädtiſche erkaſſe erſucht deshalb, um
einem übermäßigen Andrange im Kaſſenlotal vorzubeugen, die Zahlung
ſofort nach Empfang des Steuerzettels vorzunehmen. Wiederholt wird
auf die bdargeldloſe Steuerzahlung durch alle drſgen Banken ſowieSparkaſſen und durch do Poſſchectono Amt Leipzig Nr. 28 516 ver-

wieſen.
Wiitenderg. Gänſediebſtahl. ihrend einer der letzten

Nächte ſind dem Weinbergſtraße 4 wohnenden Ackerbürger Möbius aus
dem verſchloſſen geweſenen Stalle vier Gänſe im Werte von über 100

jertelfahr er

nichts ermittelt werden; dieſe ſind aber allem Anſchein nach, einer vor
gefundenen Fahrradſpur nach zu urteilen, in der Richtung zur Stadt
entführt worden.

Torgau. Grubenexploſion. Aus Mückenberg wird unterm
16. Juni berichtet: Eine ſchwere Exploſion ereignete ſich heute früh in der

Brikettfabrit rude. Das der rik wurde emporge-
ſchleudert und das Innere ſtark be t. Wieher ſind, wie uns deMchtet wird, gehn Toie zu bekiagen. Drei Mann. ſind ſchwer verleßt.

Zeitzer Kriegsverluſte.
3 Aus der r 1169: Pa e ger(Werßenfels), leicht verwundet. Hugo rner, Kre u, ret Alfred Dörfler, Schkaudit, vermißt. nt Richard

lkenſtein, Teuchern, ſchwer verwundet. Emil Friedrich, Zeit,
icht vorwundet, dei der Truppe. Exnſt Franke, ſelwitz, ver

mißt. Unteroffizier Ernſt nke, Döſchwiz, ſchwer verwundet.
Unteroffizier Kurt Gerth, Kleinpörthen, ſ verwundet. Paul
Großkopf, Camburg, gefallen. freiter Albert
vermißt. Ernſt Hering, Pirkau, lei rHilpert, vermißt. Unteroffigier Paul Jäckel, Zeitz, ſchwer
verwundet.

verwundet. Se t Max

des Thüringiſchen Huſaren Regiments Nr. 12 unter Leitung des Vize
Wachtmeiſters J. Pfalz ſtatt. Die Vortragsfolge enthält Werke pon

h nt, Teuchern, vermißt. Gefreiter Kurt Kampe,
Zeitz, gefallen. Kurt et Stern iſt verwundet. Sergeant

w

ner, Eichendorff, Lacombe,
auf die r

8 en

Bitterfeld. Ein Mehlſchieber- und Kettenyandel

v ſionsreiſende Ernſt Ha Zeters

Leipzig, die Mehl von Streubel gekauft ober doch ſolche Ver T

la S für 1918 hat degonnen. Durch die eingetretene Ver b

Mark geſtohlen worden. Von dem Verbleid der Gänſe konnte bisher

Heinoſd, Taucha,

arl Leitzſch, Zeitz, geſtorben an ſeinen

Herm k. Wie echt r
t rt, lei 2Emi ſich cher leicht verwundet. Max r,

itz, leicht rr Kleinpörthen, J Willi HerS r Alfred ne reißen, er iter irich Raſchte, o e e rn e
inrt nverotaſchwitz, gefallen. e. e Zangenderg, gefallen, Ernſt

Riedel, Jaucha, leicht verwundet. Unterofizier ſt Schade,
Teuchern, leicht verwundet. Kurt Schlegel, Hohenmölſen, leicht ver
wundet. Gefreiter Paul idt, Breitenbach, leicht verwundet und
vermißt. Ser t Karl bert, Zeitz, leicht verwundet. Max
Sebaſtian, Wiſt e J eſa Senf, Zeitz,reiter Max Trölitzſch, Do n, leicht verrbanſki, C leicht verwundet Otto Weſt

Kühn, nig, dermißt. Paul Lautenſchläger, Loitzſch,

verwundet. war Otto x D aermann Droyßig, in n t. Hermannden v Senau, ſs en. Unteroffizier Max emann, leicht ver
wundet. reiter Berthold Wilhelm, Kretzſchau, durch leicht
verletzt. v Oszwald Hork, Löbitz, leicht verwundet. Rein
hobd e Nixditz, ſchwer dvarwundet.Preußiſchen Verluftliſte 1180: Otto Anlauft, z

freiter
verwundet. Gefr

unghans, Oberwerſchen, leicht verwundet, zur
Köthe, Teuchern, leicht verwundet. Sergeant

Karl Rothe, Theißen, leicht verwundet.
lter Schirmer, Minkwitz, verwundet. Richard Schmidt,Zangenberg, h red um Taucha, lerchtverwundet. Gefreiter Kurt iegke, Zeitz, bieder ſchwer ver

wundet, geſtorben. Leutnant der Reſerve z Hohen
cht verwundet.

ter Wagner, Ho gefallen.
Aus der Preußiſchen Verluſtliſte Nr. 1161: Hermann Se

Haynsburg, ſchwer verwundet. Kurt Doſe, Taura e r eicht
verwundet. Unteroffizier Edwin Erler, Dobitſchen, leicht verwundet,
bei der Truppe, Unteroffizier Albin Freyer, Köſſuln, leicht ver
wundet. Max Großmann, Zangenberg, leicht verwundet. Paul
Hartmany, Taucha, leicht verwu Otto Herſcher, Zeitz, gefalen,
Willi Junge, Käluln, leicht verwundet. r er Walter Kupfer,
Zangenberg, leicht verwundet. Emil Mengel, r eicht ver
wundet. Kurt Müller, Oelſen, leicht verwundet. Kurt Peitſch, Zeit,

Sehblg h den hart S el.ver det. Fri oſt, Kre leicht verwundet.n
us uſtliſte Nr. 1162: ax Billrn, verwundel, bei der Truppe. u E Günzel,

verwundet, geſtorben. Paul in e
axv Willi H r mma, verm uverwundet. ul. lei rSan rnſt

enndorf, Gleina r verwundet. Alfred Preußer, leicht
relter Karl

wundet, Willi Echönfeld, Pölzig, j.e r 7 n ehe e a.oſida, leicht verwundet. eiter Hugo gefallen.Aus der P u ſ. e I 51

t Volg rt. Hermann Renztzſch, Lonzig, leicht verwundet,
ruppe. Gefreiter Otto Röder verwundet. Paul lHaynsburg, leicht verwundet. Eri nleben, Meuſelwitz, tödlich ver

unglüct. Max Schwarze, Ober Vornig (9), Kreis Joeſg, ſ ver
wundet. Franz Selzer, Haſſel leicht verwundet. ann
Teuchern, leicht verwundet. Guſtav Strauß, Heuckewalde, leicht ver
wundet. Be Karl Waldenburger, Röſſuln, leicht verwundet.

Wolfangel, Großoſiba, bisher vermißt, in Gefangenſchaft. J. R.
Willi Zimmermann, Teuchern, leicht verwundet.

motſen biete net Eetgeeit n hier en, r vermißt, verwundet. Sergeant Emileicht verwundet. Gefreiter Albin Sleewann e leicht
wunder

Aus der Partei.
Gericht gegen Gericht.

Kürzlich wurde, wie wir mitgeteilt haben, der verantwortliches
Redakteur der Schlesw.-Holſteiniſchen Polfeggitung Gen. Brecout,
g 1000 M. Geldſtrafe verurteilt, weil er in r Zeitung einen

rtikel veröffentlicht hatte, in dem geſchildert war, wie ein Guts
beſitzer mitten im Winter mit Hilfe ſeines IJnſpettors, des Ver
walters, eines Arbeiters und zwei tresgelanetn n Ruſſen dieFamilie eines Rüſtungsarbeiters aus der ehnehlatbe des Gutes

auf die Straße e t hatte. Der Rechtsanwalt des Gutsbeſitzers
hatte vor Gericht geltend gen t, die Familie ſei „u t undmit Trug und Liſt in die Wohnung eingezogen Das Gericht

Zatie ihm geglaubt und auf die hohe Strafe „erkannt“. Dieſer
age hatte ſich der Gutsbeſitzer und ſein Jnſpektor vor einer

anderen Abteilung desſelben e zu verantworten. Siehatten einen Strafe von 15 und 5 M. exhalten, weil ſie ſich

Hinaue ſende er Familie des Rüſtungsarbeiters der
Rötigung ſo e haben ſollten. dieſenbefehl hatten beide Einſpruch erhoben. Und da: Der Jn
pektor wurde e freigeſprochen, weil er die Aufträge des Guts
eſitzers augzuführen hatte, der Gutsbeſitzer aber wurde

verurtei ach allem, was zwiſchen dein Rüſtungsarbeiter
und dem Gutsbeſitzer beſprochen worden war, habe ver Arbeiter
annehmen m W daß er zu Recht in der Kathe wohne.

Rach dieſem Urteil kann das Urteil gegen unſeren Genoſſen
Brecour unmöglich aufrechterhalten bleiben.

Anabhängige VBerdächtigungen.

ren den unabhängigen Quertreibern. Er erinnert daran,

8 indem ſie ihm unte fürn S
ehe ele gegengen, in dem Grundein als rn hl Sätze v vit werden „Die

e eneaktionäre wiſſen, was Starrſinn iſt nur dieu br 4 C e mat a r La
allerſchönſter Art für die Macht der Arbeiterbe ſelbſt
In t die Sätze im Gn rundſteinStartſinn i Regie brechen, die mit ihnenempromiſen ſondern die aug t ſie will. t e

für ſehr rer wenn die R dieſe

den ar r das gleiche Wahlrecht zum Siege zu e

e c
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